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Die Teilung der Erde

Nehmet hin die Welt! rief Zeus von seinen Höhen 
Den Menschen zu; nehmt, sie soll euer sein.

Euch schenk ich sie zum Erb und ew’gen Lehen; 
Doch teilt euch brüderlich darein.

Da eilt, was Hände hat, sich einzurichten.
Es regte sich geschäftig jung und alt.

Der Ackermann griff nach des Feldes Früchten, 
Der Junker birschte durch den Wald.

Der Kaufmann nimmt, was seine Speicher fassen. 
Der Abt wählt sich den edlen Firnewein,

Der König sperrt die Brücken und die Straßen 
Und sprach: »der Zehente, der ist mein.«

Ganz spät, nachdem die Teilung längst geschehen, 
Naht der Poet, er kam aus weiter Fern;

Ach, da war überall nichts mehr zu sehen,
Und alles hatte seinen Herrn.

Weh mir! so soll denn ich allein von allen 
Vergessen sein, ich, dein getreuster Sohn? 

So ließ er laut der Klage Ruf erschallen 
Und warf sich hin vor Jovis Thron.

»Wenn du im Land der Träume dich verweilet. 
Versetzt der Gott, so hadre nicht mit mir. 

Wo warst du denn, als man die Welt geteilet?« 
»Ich war«, sprach der Poet, »bei dir.

Mein Auge hing an deinem Angesichte,
An deines Himmels Harmonie mein Ohr; 

Verzeih dem Geiste, der, von deinem Lichte 
Berauscht, das Irdische verlor!«

»Was tun?« spricht Zeus, - »die Welt ist weggegeben, 
Der Herbst, die Jagd, der Markt ist nicht mehr mein. 

Willst du in meinem Himmel mit mir leben.
So oft du kommst, er soll dir offen sein.«

Friedrich von Schiller
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Im Hintergrund die Bodenfrage
Eckhard Behrens

Die Welt brennt am Golf - wegen Bodenschätzen? Sicher ist das Öl für den 
Westen nicht der Kriegsgrund, denn es ist wirtschaftlich gleichgültig, ob die 
Verbraucher für das Öl an die Scheichs von Kuwait oder an den Diktator des 
Iraks bezahlen. Aber die Bereicherung um das kuwaitische Öl spielt bei den 
Kriegsgründen des Irak ebenso eine Rolle wie die hohen Schulden, die er 
gegenüber Kuwait noch aus der Zeit des Kriegs mit dem Iran hatte.

Es mag Propaganda sein, daß der Irak den Nahostvölkern mehr Gerech­
tigkeit bei der Verteilung der Erlöse aus den Ölverkäufen versprochen hat. 
Aber trotzdem ist richtig, daß es zwischen den Nahostvölkern keinen dauer­
haften Frieden geben wird ohne Ausgleich zwischen denen, die Öl haben, 
und denen, die kein oder vergleichsweise wenig Öl haben und bei den ande­
ren als Gastarbeiter ihren Lebensunterhalt verdienen müssen. Die Verge­
meinschaftung der Öleinkünfte unter den arabischen Völkern könnte eine 
Vorstufe für die Anerkennung des Gedankens werden, daß alle Boden­
schätze der ganzen Menschheit gehören. Für die Bodenschätze, die auf oder 
unter dem Boden der Weltmeere liegen, ist.dies schon international verein­
bart.

In den mittelosteuropäischen Ländern stockt die Umwandlung der Zen­
tralplanwirtschaften in die angestrebte marktwirtschaftliche Ordnung. Die 
Privatisierung des Bodens begegnet nicht nur rechtlichen Schwierigkeiten, 
sondern vor allem auch politischen. Dies wird in Ungarn besonders deut­
lich,wo die Kleinlandwirtepartei, die sogar Mitglied der Regierungskoali­
tion ist, ihre Privatisierungsvorstellungen schon mit eigenmächtigen »Land­
besetzungen« und Landverteiiungen in die Tat umsetzt, weil ihre Gesetzent­
würfe im Parlament nicht vorankommen.

In der Sowjetunion droht an der Frage der Privatisierung des Bodens 
schon der erste Schritt zur Marktwirtschaft zu scheitern. Gorbatschow hat 
eine Volksabstimmung über die Privatisierung des Bodens verlangt. Das ist 
dem ordnungspolitischen Gewicht sicher angemessen, aber wehe, wenn 
dem Volk eine ungeschickt formulierte Frage vorgelegt wird. Denn auch bei 
Volksabstimmungen gilt der Satz: Wer dumm fragt, erhält dumm Antwort!

Im Westen lehren die Wirtschaftswissenschaftler nicht, daß für eine ge­
rechtere und effizientere Wirtschaftsordnung, die den Ehrentitel Soziale 
Marktwirtschaft verdienen würde, eine Bodenreform unverzichtbar ist. 
Man verharmlost die Unebenheiten der geltenden Bodenordnung. - Wie 
lange werden wir uns diese friedensgefährdende Ignoranz noch leisten?



Zum System einer sozialistischen Bodenordnung - 

Bodenrecht in der ehemaligen 

Deutschen Demokratischen Republik^
Albrecht Rosier

Von Stephan Heym soll der Satz stammen, man werde von der DDR künftig 
allenfalls noch in den Fußnoten der Geschichtsbücher lesen können, mehr 
bleibe von ihr nicht übrig.

Diese Einschätzung dürfte zumindest für die zukünftige praktische Be­
deutung der bisherigen DDR-Gesetzgebung kaum zutreffen. Gerade die 
Bodenordnung der DDR wird noch geraume Zeit die Verhältnisse in den 
fünf neuen Bundesländern mitbeeinflussen. Der Beitritt der DDR zum 
Grundgesetz bewirkt ja nicht die lückenlose Rechtsangleichung unter bun­
desdeutschem Recht (vgl. die Vorbehaltsformel in Artikel 8 des Einigungs­
vertrages). Gerade der Einigungsvertrag zwischen beiden deutschen Staa­
ten enthält für den Bereich der neuen Bundesländer wesentliche Elemente 
des Bestandschutzes. Das sozialistische Bodenrecht der DDR dürfte also 
auch in Zukunft nicht nur von historischem Interesse sein.

Wer das Bodenrecht der DDR mit dem der Bundesrepublik vergleichen 
möchte, kommt nicht umhin, einen wesentlichen Teil der Betrachtung 
darauf zu verwenden, zunächst die Rechtssysteme zu beschreiben.

Dabei soll hier die Bodenordnung der DDR im Mittelpunkt stehen. Die 
gedrängte Darstellung verlangt es, mit groben Strichen auszukommen.

Der Beitrag enthält 3 Abschnitte (A, B, C). Am Anfang stehen einige 
grundsätzliche Ausführungen zur Ausgestaltung des Eigentumsrechtes in 
beiden deutschen Staaten. Im zweiten Teil werden verschiedene Nutzungs­
formen des sozialistischen Bodenrechts beschrieben. Im letzten Abschnitt 
folgt ein Abriß über einige bodenrechtliche Instrumentarien in der DDR.

A. Der Eigentumsbegriff

I. Bodenordnung und Verfassungspostulat

Die Bodengesetzgebung in der DDR wurde in der Vergangenheit wesent­
lich bestimmt durch das Gebot des Artikels 15 der DDR-Verfassung:

* Dem Beitrag liegt ein Referat zugrunde, das der Verfasser im September 1990 vor dem Seminar für freiheit­
liche Ordnung in Bad Boll gehalten hat. Berücksichtigt ist der Stand der Gesetzgebung im September 1990.
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»Der Grund und Boden ist als einer der kostbarsten Naturreichtümer 
wirksam vor Mißbrauch zu schützen und gleichzeitig rationell zu nutzen«.

Dieses »Schutz- und Nutzungsprinzip« hat im Grundgesetz der Bundesre­
publik keine formelle Entsprechung. In der DDR fand der Verfassungsauf­
trag seine Ausgestaltung in zahlreichen Rechtsbestimmungen. Zu den wich­
tigsten Gesetzen gehörten:
- das sogenannte Landeskulturgesetz - also die Umweltgesetzgebung - aus 

dem Jahre 1970 (LKG vom 14. 5. 1970, DDR-GBL. I Nr. 26, S. 467),
- das Gesetz über die Landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 

aus dem Jahre 1982 (LPGG vom 2. 7.1982, DDR-GBL. I Nr. 25,8.443),
- das DDR-Zivilgesetzbuch ZGB von 1975 (ZGB vom 19. 6. 1975, DDR- 

GBL. I Nr. 27,8.465) und
- das sogenannte Baulandgesetz von 1984 (15.6.1984, DDR-GBL. I Nr. 17, 

8.201).
Die Nutzung des Bodens durch die Bürger hatte danach so zu erfolgen, 

daß die von der Staatsmacht zentral definierten sogenannten »gesellschaft­
lichen Erfordernisse« verwirklicht werden konnten.

Zur konsequenten Umsetzung dieses Zieles hielt man es für notwendig, 
sowohl den gesamten Bodenverkehr, als auch die Nutzung der Flächen un­
ter ein umfassendes Leitungs-, Planungs- und Kontrollsystem des Staates zu 
stellen.

Allgemeine Grundlage hierfür war die Verfassungsbestimmung des Arti­
kels 9 Absatz 3: Danach unterstanden die gesamte Volkswirtschaft sowie 
alle übrigen gesellschaftlichen Bereiche der zentralen Planung und Leitung.

Eine verfassungsrechtliche Ausgangslage, die derjenigen in der Bundes­
republik grundsätzlich entgegenstand.

II. Der dualistische Eigentumsbegriff des sozialistischen Bodenrechts

Anders als in der Sowjetunion, wo die gesamte Bodenfläche verstaatlicht 
wurde, existierte in der DDR keine einheitliche Form des Grundstücks­
eigentums.

Dem sogenannten sozialistischen Eigentum stand das persönliche Eigen­
tum und Privateigentum an Grund und Boden gegenüber.

Der einheitliche - monistische - Eigentumsbegriff des Bürgerlichen Ge­
setzbuches wurde zugunsten einer dualistischen Systematik bewußt aufgege­
ben. An die Stelle eines einheitlichen Eigentumsbegriffes trat ein Spektrum 
eigentumsähnlicher Nutzungsbefugnisse. Diese Nutzungsbefugnisse sollten 
jeweils differenzierte gesellschaftliche Funktionen wahrnehmen.

Das sozialistische Eigentum untergliederte sich in die drei Unterformen
des
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a) sogenannten Volkseigentums,
b) des Eigentums sozialistischer Genossenschaften sowie
c) des Eigentums sogenannter gesellschaftlicher Organisationen der Bürger, 

§18 ZGB.
In Zahlen sah die Bodenverteilung zuletzt so aus:
Die volkseigenen Grundstücke umfaßten etwa 30% des DDR-Bodens. 

Der volkseigene Boden wurde durch volkseigene Betriebe, die Kombinate, 
die volkseigenen Güter und durch andere staatliche Einrichtungen genutzt. 
Daneben konnten aber auch die sozialistischen Genossenschaften - also vor 
allem die LPG - und die ehemaligen DDR-Massenorganisationen nutzungs­
berechtigt sein.

Schließlich konnte auch Bürgern Volkseigentum zur Nutzung überlassen 
werden (§18II ZGB).

Das genossenschaftliche Eigentum als zweite Unterform des Sozialisti­
schen Eigentums stand den Genossenschaften, also dem jeweiligen Kollek­
tiv der LPG oder der Produktionsgenossenschaft des Handwerks (PGH) zu. 
Die Genossenschaft war juristische Person und Subjekt des Eigentums. Die 
Eigentumsbestimmungen des Volkseigentums galten entsprechend. (§ 19II, 
III ZGB).

Wohlgemerkt - nicht die gesamte Fläche, die von einer Genossenschaft 
bewirtschaftet wird, ist auch genossenschaftliches Eigentum. Es ist vielmehr 
so, daß sich beispielsweise weniger als 1 % der LPG-Nutzfläche auch in Ge­
nossenschaftseigentum befindet. Dies, obwohl die LPG etwa 86% der 
Agrarfläche in der DDR bewirtschaften. Der weitaus größte Teil der Wirt­
schaftsfläche steht im Eigentum Dritter - zum Beispiel der einzelnen LPG- 
Mitglieder oder des Staates.

Genaue Zahlen über das Bodeneigentum der gesellschaftlichen Organisa­
tionen liegen nicht vor. Eine Bestandsaufnahme findet derzeit statt. Träger 
der Nutzungsrechte waren die jeweiligen Organisationen. Das Recht des 
Volkseigentums galt in entsprechender Anwendung (§ 19II, III ZGB).

Es bleibt festzuhalten: Obwohl die staatliche Bodenpolitik in der DDR 
konsequent darauf abzielte, den Grund und Boden in staatlicher Hand zu 
konzentrieren, stand bis zuletzt der Großteil der gesamten Bodenfläche for­
malrechtlich in persönlichem bzw. privatem Eigentum.

IIL Zur Dogmatik des Rechtsbegriffes » Volkseigentum«

Nach dem Zivilgesetzbuch stellte das sozialistische Eigentum die ökonomi­
sche Grundlage der Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft und aller 
Bürger dar (§ 17 Absatz 1 ZGB). Zugleich bildete es in der DDR einen 
objektiven Faktor der Vormachtstellung der SED als Staatspartei.
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insbesondere im Bereich des Volkseigentums stellte sich für den 
außenstehenden Betrachter die Frage nach dem Rechtssubjekt: .

Nach der offiziellen Sichtweise galt der sozialistische Staat als einheitlicher 
und unteilbarer Inhaber Eigentumsrechtes (DDR-Rechtslexikon, Berlin 
[Ost] 1988 »Volkseigentum«). Danach organisierte er die Wahrnehmung 
seiner Rechte auf der Grundlage des demokratischen Zentralismus durch 
die volkseigenen Betriebe und andere staatliche Einrichtungen.

Diese Vorstellung der alleinigen Eigentümerstellung des Staates lag auch 
Artikel 12II DDR-Verfassung zugrunde: Hiernach stand lediglich die Nut­
zung des Volkseigentums den volkseigenen Betrieben und staatlichen Ein­
richtungen zu.

Der nutzungsberechtigte volkseigene Betrieb wurde dagegen als »Rechts­
träger« des Volkseigentums bezeichnet. Im Bereich des sonstigen sozialisti­
schen Eigentums war die Bezeichnung »Fondsinhaber« gebräuchlich. Dies 
war freilich für den Betrachter aus der Bundesrepublik kaum erhellend, 
denn nach der offiziellen Rechtsauffassung sollte etwa dem volkseigenen Be­
trieb gerade keine Eigentümerstellung zukommen. Dies zeigte sich u.a. 
auch darin, daß die sogenannte Rechtsträgerschaft keine rechtlich ge­
schützte Position vermittelte, mit der nachteilige Eingriffe übergeordneter 
Organe in das Betriebsgeschehen hätten abgewehrt werden können. Insbe­
sondere hatte auch die Belegschaft des Betriebes keine Rechte an den be­
trieblichen Vermögensgegenständen.

Konsequenterweise wurde dann auch der Begriff des »Rechtsträgers« von 
DDR-Autoren zeitweise vermieden. Stattdessen sprach man von einer »Zu­
weisung« des Volkseigentums an die Berechtigten. Damit sollte zum Aus­
druck kommen, daß die Betriebe und staatlichen Einrichtungen ihre Befug­
nisse nicht kraft eigenen Rechts ausübten, sondern ihre Rechtsstellung von 
der Staatsgewalt ableiteten. Folgerichtig lag das Letztentscheidungsrecht 
über die Nutzung und Verfügung des Volkseigentums bei der staatlichen 
Planungszentrale.

Rechtstheoretisch ist in der DDR die Frage nach dem Rechtssubjekt des 
Volkseigentums nie völlig geklärt worden. So gab es Stimmen, die das 
Volkseigentum gemeinschaftlich an den Betrieb und den Staat gebunden sa­
hen. Andere gingen weiter und sprachen den Staats- und Wirtschaftsorga­
nen eine partiell eigenständige Eigentümerstellung zu (Nachweise bei Mam- 
pel, Siegfried: Die sozialistische Verfassung der Deutschen Demokrati­
schen Republik, 1982, Artikel 10, Rdnr. 14 ff.).

Die Praxis hat sich freilich um solche Fragen kaum gekümmert, denn fest 
stand: Die volkseigenen Betriebe, Kombinate und andere staatliche Organe 
und Einrichtungen waren als juristische Personen berechtigt, das ihnen 
anvertraute Volkseigentum zu besitzen und zu nutzen (§ 19 Absatz 1 ZGB).

7



Im Rahmen der Pläne konnten sie auch über den volkseigenen Boden 
verfügen.

Welche rechtlichen Besonderheiten ergaben sich nun für das sozialistische 
Eigentum? Wesensmerkmale des sozialistischen Eigentums und damit auch 
des Volkseigentums war seine Unantastbarkeit. Der Unantastbarkeits­
grundsatz beinhaltete das Gebot, das sozialistische Eigentum in seinem Um­
fang zu erhalten. Über dieses bloße Schutzgebot hinaus verpflichtete Arti­
kel 10 Absatz 2 der DDR-Verfassung die Staatsmacht zur Mehrung des 
sozialistischen Eigentums.

Dazu war es notwendig, das sozialistische Eigentum aus dem Anwen­
dungsbereich des Zivilrechts grundsätzlich auszunehmen. So war die 
Zwangsvollstreckung in volkseigene Grundstücke unzulässig. Ebenso blieb 
der Bodenerwerb kraft Ersitzung, kraft guten Glaubens an die Eigentümer­
stellung des Veräußerers oder etwa die Geltendmachung eines Zurückbe­
haltungsrechtes an solchen Grundstücken ausgeschlossen.

Andererseits wurde auf zivilrechtliche Vorschriften Bezug genommen, 
wenn diese geeignet erschienen, volkseigene Vermögenswerte zu erhalten. 
Ein Beispiel ist die Verordnung über die Sicherung von Baumaßnahmen von 
Betrieben auf vertraglich genutzten nichtvolkseigenen Grundstücken (vgl. die 
gleichnamige Verordnung vom 7. 4. 1983, DDR-GBL. INr. 12, S. 129). Sie 
bestimmte, daß bei bedeutenden volkseigenen Bauleistungen an Grund­
stücken oder Gebäuden, die in persönlichem Eigentum standen, ein volks­
eigener Miteigentumsanteil nach § 459 ZGB an Grundstück und Haus in 
Höhe des wirtschaftlichen Wertzuwachses begründet wurde. Die Vorschrift 
setzte eine Werterhöhung des nicht volkseigenen Grundstückes von minde­
stens 30 000 DDR-Mark voraus (§ 2 Ziffer 2, § 3 Absatz 2 der Verordnung).

Zum anderen waren beispielsweise die volkseigenen Betriebe als Rechts­
träger nach dem Gesetz dafür verantwortlich, die ihnen übertragenen 
Grundstücke effektiv zu nutzen, ihre Substanz zu erhalten und als Ver­
mögenswerte zu schützen (§ 2 Absatz 3 der Rechtsträgeranordnung vom 
7. 7. 1969 DDR-GBL. 11 Nr. 68 S. 433). Die Übertragung volkseigener 
Grundstücke von einem Rechtsträger auf einen anderen blieb dabei im Rah­
men des besonders ausgestalteten sogenannten Rechtsträgerwechsels mög­
lich. Ebenso die Überlassung zur vertraglichen Nutzung.

IV. Das persönliche Eigentum

Das sogenannte persönliche Eigentum wurde durch Artikel 11 DDR-Ver­
fassung ausdrücklich gewährleistet.

Nach marxistisch-leninistischer Rechtsauffassung stellt das persönliche 
Eigentum keine von den sozialistischen Eigentumsformen unabhängige
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oder gar ihnen entgegenstehende Größe dar. Das persönliche Eigentum 
wird vielmehr als eine vom sozialistischen Eigentum »abgeleitete« Größe 
verstanden. • ■

Dieser Verknüpfung kam nicht nur erkenntnistheoretische Bedeutung 
zu. Sie hatte auch konkrete juristische Konsequenzen: Lediglich der eigene 
Arbeitseinsatz im sozialistischen Plantings- und Wirtschaftsprozeß durfte zu . 
persönlichem Eigentum führen. Oder wie das ZGB es formulierte: »Quelle 
des persönlichen Eigentums soll die für die Gesellschaft geleistete Arbeit 
sein« (§ 22 II ZGB). Es erstaunt nicht, daß es so zumindest theoretisch ge­
lang, den Gegensatz zwischen den Interessen des persönlichen Eigentümers 
und dem gesellschaftlichen Gesamtinteresse aufzulösen. Bezog sich diese 
Einschränkung auf die Entstehung des Eigentums, so wurden zugleich die 
Objekte des persönlichen Eigentums beschränkt. Nach Artikel 11 Absatz 1 
der Verfassung diente das persönliche Eigentum der Befriedigung der ge­
sellschaftlich anerkannten materiellen und kulturellen Interessen der Bürger.

Für den Bereich der Bodenordnung bedeutete dies, daß die Wohnung 
oder auch Grundstücke und Gebäude, soweit sie zu eigenen Wohn- und Er­
holungszwecken selbst genutzt wurden, in persönlichem Eigentum der Bür­
ger stehen konnten (§ 23 II ZGB). Das galt beispielsweise für ein vom Ei­
gentümer und seinen Angehörigen persönlich genutztes Einfamilienhaus.

Von diesem verfassungsrechtlich anerkannten persönlichen Eigentum ist 
begrifflich die unerwünschte Form des Indiyidualeigentums abzugrenzen: 
Das Privateigentum.

Das Privateigentum war durch den Mangel an gesellschaftlicher Zweck­
bindung gekennzeichnet. So verstanden, erschien das Privateigentum als 
ständige potentielle Störgröße im staatlichen Planungssystem. Gleichwohl 

. wurde das private Bodeneigentum in der DDR aus ökonomischen Zwängen 
geduldet.

»Zweckwidrig« nach dieser Anschauung waren alle Rechte an Grund und 
Boden, die nicht unmittelbar und ausschließlich der eigenen Bedürfnisbefrie­
digung dienten. Zum Privateigentum zählten damit insbesondere Miethäu­
ser. Dies unabhängig davon, ob der Eigentümer und seine Familie diese 
Häuser mitbewohnten.

Neben dieser geduldeten Form individueller Nutzung gab es ein Verbot 
solcher Rechtsgeschäfte, die primär auf die kapitalgemäße Verwertung 
eines Grundstückes im Wege der Weiterveräußerung oder sonstigen Nut­
zungsüberlassung abzielten.

Allgemein könnte man das Verständnis von Individualeigentum in der so­
zialistischen Rechtstheorie so zusammenfassen: Wurde das Individual­
eigentum zweckwidrig erworben oder genutzt, so kehrte es sich gleichsam 
vom persönlichen Eigentum zum Privateigentum um. Die gesellschaftliche
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Zweckbindung war damit für den Begriff des persönlichen Eigentums kon­
stituierend. Es wurde nicht etwa nur eine Sozialbindung gewissermaßen 
»nachträglich« an den Vorgefundenen Eigentumsbegriff herangetragen. 
Erst mit dem Verfassungsänderungsgesetz vom Juni 1990 (Gesetz zur Ände­
rung und Ergänzung der Verfassung vom 17. 6. 1990 GBl. I Nr. 33, S. 299) 

. wurde in der DDR das Privateigentum einschließlich des Erwerbs von 
Eigentum an Grund und Boden gewährleistet.

V. Das Eigentumsverständnis des BGB und des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik

Im Gegensatz zur sozialistischen Rechtsauffassung steht der bürgerliche 
Eigentumsbegriff, wie er im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) zum Aus­
druckkommt.

Das Eigentum vermittelt danach ein absolutes und umfassendes Herr­
schaftsrecht an der Sache gegenüber jedermann. Mit den Worten des BGB: 
»Der Eigentümer kann, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter entge­
genstehen, mit der Sache nach Belieben verfahren und andere von jeder 
Einwirkung äusschließen« (§ 903 BGB). Die Bindungen, welche sich aus 
der Rechtsordnung ergeben, setzen zunächst ein an sich unbeschränktes 
Eigentumsrecht voraus.

In der Bundesrepublik gab es in den siebziger Jahren Reformbestrebun­
gen, die darauf gerichtet waren, im Bereich des Bodenrechts den einheit­
lichen Eigentumsbegriff in ein Verfügungs- und Nutzungseigentum aufzu­
spalten (vgl. z.B. die Darstellung in: Vorschläge eigentumsrechtlicher Lö­
sungen zur Reform der Bodenordnung, vorgelegt vom Parteivorstand der 
SPD 1975, S. 5 ff.). In sogenannten städtebaulichen Problemgebieten sollte 
danach ein Teil der eigentumsrechtlichen Befugnisse der Privateigentümer 
auf die Kommunen als sogenanntes »Verfügungseigentum« übertragen wer­
den.

Die Kommunen sollten dann ihrerseits dingliche Nutzungsrechte als 
zweckgebundenes »Nutzungseigentum« an Privateigentümer vergeben. 
Diese Vorschläge haben sich nicht durchsetzen können, so daß der univer­
selle Eigentumsbegriff das bundesdeutsche Bodenrecht nach wie vor be­
stimmt. (Von Ausnahmebestimmungen besonderer Erlaubnisse und Bewil­
ligungen im Bereich der wasserrechtlichen Nutzung oder der Verleihbarkeit 
eines besonderen Bergwerkeigentums nach dem Berggesetz kann hier abge­
sehen werden).

Gegenüber der Universalität des Eigentums kommt den Rechten Dritter 
und den Beschränkungen der Rechtsordnung konstruktiv Ausnahmecha-
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rakter zu. Dies gilt im Grundsatz - trotz der Sozialisierungsmöglichkeit nach 
Artikel 15 Grundgesetz - auch für das Bodenrecht.

Auch die vom Grundgesetz in Art. 14 Absatz 2 festgelegte Sozialbindung 
des Eigentums begründet keine Zweckbindung. Das Eigentum wird vom 
Gesetz nicht als gesellschaftlich-funktionsbezogene Größe bestimmt. An­
satzpunkt ist die Freiheit des Eigentümers: Freiheit sowohl hinsichtlich der 
Verteilung von Grund und Boden, als auch bezüglich der Befugnisse an 
ihnen.

Freilich ist dies nur die eine Seite: Das Grundgesetz ordnet der statischen 
Institutsgarantie des Eigentums zugleich eine dynamische Komponente bei: 
»Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allge­
meinheit dienen« (Artikel 14 Absatz 2 GG).

Die Nutzung des Grund und Bodens darf demnach nicht dem unüberseh­
baren Spiel der freien Kräfte und dem Belieben des Einzelnen vollständig 
überlassen werden. Vielmehr gebietet es das Grundgesetz, die Interessen 
der Allgemeinheit beim Boden noch in weit stärkerem Maße als bei anderen 
Vermögensgütern zur Geltungzu bringen (Bundesverfassungsgericht-Ent­
scheidungssammlung Band 21. S. 82 f.). Es soll hier nicht entschieden wer­
den; ob darin letztlich eine Durchbrechung oder lediglich eine Inhaltsbe­
stimmung der Universalität des Eigentums zu sehen ist. Jedenfalls wird das 
allgemeine »Haben-Dürfen«-Prinzip auch im Bodenrecht nach der Verfas­
sung grundsätzlich garantiert. Zugleich wäre es mit dem Wesensgehalt des 
Artikel 14 Absatz 1 unvereinbar, wenn der Eigentümer seine Befugnisse 
gleichsam nur noch als »öffentlicher Planvollstrecker« ausüben dürfte (Pa­
pier, in: Maunz-Dürig-Herzog u. a., Kommentar zum Grundgesetz, 1983, 
Artikel 14, Rdnr. 275).

Das bisher Gesagte läßt sich zusammenfassen:
Während die bürgerlich-liberale Eigentumsordnung an der einheitlichen 

allumfassenden Subjektstellung des Eigentümers anknüpft, war die Gesetz­
gebung in der DDR weniger auf die Rechtssubjekte, als vielmehr auf die 
Ausgestaltung diverser Formen sachenrechtlicher Nutzung ausgerichtet. 
Ausgangspunkt hierfür war die Unterscheidung zwischen sozialistischem 
und individuellem Eigentum.

Insbesondere im Bereich des sozialistischen Eigentums richtete sich die 
Eigentumsordnung gegen eine selbständige Eigentümerposition der wirt­
schaftlichen Einheiten.
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B. Zur A usgestaltung der Eigentums- und 
Nutzungsverhältnisse nach dem Bodenrecht der DDR*

1. Zu den volkseigenen Grundstücken 

1. Der Bereich der Landwirtschaft

Mit der Bodenreform wurden rund 33 000 Quadratkilometer, das sind fast 
ein Drittel der landwirtschaftlichen Fläche der späteren DDR zwischen 1945 
und 1949 durch Verfügung der sowjetischen Besatzungsmacht umverteilt.

Grundflächen über J00 ha wurden ihren Eigentümern vollständig - also 
nicht nur zu dem 100 ha übersteigenden Teil - entzogen und größtenteils als 
sogenannte Bodenrefoirmwirtschaften an Neubauern verteilt. Hatte der 
Neubauer später keinen Nachfolger, so wurde die Bodenreformwirtschaft 
in den staatlichen Bodenfonds rückübertragen. Dieser Boden wurde dar­
aufhin als volkseigene Fläche an die LPG zur Bewirtschaftung vergeben 
(vgl. § 18 Absatz 1 des Gesetzes über die landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaften von 1959).

Volkseigene Grundstücke, die von den LPG genutzt wurden, stammten 
auch aus anderen Enteignungen. Betroffen waren etwa ehemalige Privat­
eigentümer, die entgegen polizeilichen Meldegesetzen die DDR Anfang der 
fünfziger Jahre verlassen hatten (die 1953 aufgehobene VO zur Sicherung 
von Vermögenswerten vom 17. 7. 1952, § 1). Daneben sind diejenigen ehe­
maligen Privateigentümer zu nennen, denen per strafgerichtlicher Entschei­
dung der Grund und Boden entzogen wurde. Dies betraf z. B. ehemals selb­
ständige Bauern, die ihr Plansoll nicht erfüllten und dafür mit Gefängnis 
und Vermögenseinzug bestraft wurden.

Volkseigene Grundstücke, die sich im Besitz der Genossenschaften befin­
den, werden nunmehr von der Treuhandanstalt im Wege des Verkaufes und 
der Verpachtung verwertet (Gesetz über die Übertragung des Eigentums 
und die Verpachtung volkseigener landwirtschaftlich genutzter Grund­
stücke vom 22. 7. 1990, GBL. INr. 49, S. 899). Erwerber können Genossen­
schaften, Genossenschaftsmitglieder und andere Bürger sein. Diesen steht 
ein Vorkaufsrecht zu, wenn sie auf den betreffenden Flächen Gebäude oder 
Anlagen errichtet bzw. Anpflanzungen vorgenommen haben und an diesen 
Sachen bereits Eigentumsrechte erlangt haben (§ 5 Absatz 1 des Gesetzes). 
Von der Verwertung sind u.a. solche landwirtschaftlichen Flächen ausge­
nommen, die Eigentum der Kommunen und der neuen Bundesländer sind 
bzw. werden sollen (§ 2 Absatz 1 des Gesetzes):

* Aus der neueren Literatur wird stdlverireiendhingewiesen auf die Darstellung von Oehler, Grundstückein 
der DDR-Eigentum und Nutzung. Freihurgi. Br./Bcrlin (Ost) 1990, S. 15 ff.
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2. Der Bereich der Industrie .

Volkseigentum an Industriegrundstücken wurde im wesentlichen durch fol­
gende Entwicklungen begründet:

In Ausführung des Potsdamer Abkommens der Siegermächte des Zwei­
ten Weltkrieges und auf der Grundlage alliierten Besatzungsrechtes wurden 
unmittelbar nach dem Krieg die Wirtschaftsunternehmen der sogenannten 
»Kriegs- und Naziverbrecher« entschädigungslos enteignet.

Dies betraf rund 40% der damaligen Produktionskapazität - insgesamt 
etwa 7 000 Betriebe. Diese Enteignungen wurden - ebenso wie die Bodenre­
form - in den Verfassungen der damaligen Länder sowie in der DDR-Ver- 
fassung aus dem Jahre 1949 formell für rechtens erklärt (Artikel 24 DDR- 
Verfassung von 1949; vgl. Artikel 73,75 der Verfassung des Landes Sachsen 
von 1947).

Es ist nunmehr davon auszugehen, daß die Enteignungen auf besatzungs­
rechtlicher Grundlage - also zwischen 1945 bis 1949 - nicht mehr rückgängig 
gemacht werden. Das spätere gesamtdeutsche Parlament wird entscheiden, 
ob und in welchem Umfange es zu Entschädigungsleistungen an die ehema­
ligen Eigentümer kommen wird (Artikel 41 Absatz 1 des Einigungsvertra­
ges in Verbindung mit Ziffer 1 der Gemeinsamen Erklärung vom 15.6.1990 
zur Regelung offener Vermögensfragen).

Für den Aufbau und Ausbau der volkseigenen Industrie erfolgten außer­
dem Enteignungen auf der Grundlage der DDR-Verfassung 1949 (Art. 16, 
23). Einfachgesetzliche Bestimmungen ergingen vor allem im Rahmen der 
sogenannten Aufbau- und Baulandgesetzgebung.

Die volkseigenen Wirtschaftseinheiten werden gegenwärtig in Kapitalge­
sellschaften umgewandelt. Das Eigentum an den Industriegrundstücken 
geht nach der Umwandlungsverordnung auf die Treuhandanstalt über (§ 1 
Absatz 1 der Verordnung zur Umwandlung von volkseigenen Kombinaten, 
Betrieben und Einrichtungen in Kapitalgesellschaften vom 1. 3. 1990, 
DDR-GBL. I Nr. 14, S. 107).

3. Volkseigene Grundstücke befanden sich auch bei den Staatsunternehmen 
Deutsche Post, Reichsbahn, der Wasserstraßen- und allgemeinen Straßen­
verwaltung.

Für diese Infrastrukturbereiche gilt die Umwandlungsverordnung nicht 
(§. 1 Absatz 2 der Umwandlungsverordnung). Nach dem Einigungsver­
trag gehen alle Vermögensrechte der Reichsbahn in einem selbständigen 
Sondervermögen Deutsche Reichsbahn auf (Artikel 26 des Einigungs­
vertrages). Das Eigentum der Deutschen Post wird dagegen mit dem 
Sondervermögen Deutsche Bundespost vereinigt (Artikel 27 des Einigungs­
vertrages).
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Das sonstige ehemalige Verwaltungsvermögen der DDR wird Bundes­
vermögen , soweit es nicht überwiegend zur Erfüllung derjenigen Aufgaben 
dient, die nach dem Grundgesetz in die Zuständigkeit der Länder und Kom­
munen fallen (Artikel 21 des Einigungsvertrages).
4. Das gesamte Vermögen der Kommunen wurde nach 1945 in Volkseigen-. 
tum überführt (Befehl Nr. 124 der Sowjetischen Militäradministration vom 
30. 10. 1945; § 6 des Gesetzes über die Reform des öffentlichen Haushalts­
wesens vom 15.12.1950). Grund und Boden wurde in die Rechtstrügerschaft 
der Räte der Städte und Gemeinden gegeben.

Die Umwandlungsverordnung ändert an diesem Zustand nichts. So wer­
den insbesondere die kommunalen Betriebe der Grundstücks- und Woh­
nungsverwaltungen nicht in Kapitalgesellschaften überführt (Nummer 6 des 
Beschlusses zur Gründung der treuhänderischen Verwaltung des Volks­
eigentums-Treuhandanstalt vom 1. 3. 1990, DDR-GBL. INr. 14, S. 107). 
Die Unzuständigkeit der Treuhandanstalt betrifft jedoch nur diejenigen Be­
triebe, die den örtlichen Räten direkt unterstellt smd. Dieses Vermögen geht 
nach dem Einigungsvertrag in das Eigentum der Kommunen über (Artikel 
22 Absatz 4 i. V. m 1 des Einigungsvertrages).

Nach der neuen Kommunalverfassung vom Mai 1990 (17. 5. 1990, DDR- 
GBL. I Nr. 28, S. 255; § 49) können die Kommunen Vermögensgegenstände 
veräußern, wenn sie zur Aufgabenerfüllung nicht benötigt werden.

Vermögensgegenstände dürfen regelmäßig nur zu ihrem vollen Wert ver­
äußert werden. Dies gilt entsprechend auch für die Überlassung zur Nut­
zung. Die Grundstücksbewertung erfolgte bis Juni 1990 nach den alten 
Stopp-Preisen von 1936/1944. Ab 1991 sollen die Grundstücke dann-orien­
tiert an den neu gebildeten Markt-Preisen - erneut bewertet werden. Die 
Kommunen können dahingehende Anpassungsklauseln verlangen. Dar­
über hinaus dürfen die neu erworbenen Grundstücke innerhalb einer Frist 
von drei Jahren nur mit Zustimmung der Kommunen veräußert werden.
5. Im Bereich von Gewerbe und Handwerk war persönliches Eigentum an 
privaten Klein- und Mittelbetrieben in der DDR im Grundsatz zugelassen. 
Dies garantierten die Verfassungen seit 1949 (Artikel 20,221 DDR-Verfas- 
sung von 1949; Artikel 11 Absatz 3 und 14 Absatz 2 von 1968).

Gleichwohl wurden private Gewerbeflächen in Volkseigentum überführt. 
Dies geschah seit 1972 vor allem mit halbstaatlichen Gewerbegrundstücken 
wirtschaftlich leistungsfähiger Betriebe, bei denen der Staat sich bereits 
zuvor eine Beteiligung gesichert hatte (unveröffentlichter Beschluß des Prä­
sidiums des DDR-Ministerrates vom 9. 2. 1972). Betroffen waren rund 
6 700 Betriebe mit staatlicher Beteiligung, etwa 2 900 Privatunternehmen 
und ca. 1 500 Produktionsgenossenschaften des Handwerks. Obwohl das 
Prinzip der Freiwilligkeit vorgeschrieben war, wurde in der Regel ökonomi-
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scher und administrativer Druck auf die privaten Komplementäre ausgeübt, 
ihren Anteil an den Unternehmen dem Staat zu überlassen.

Diese Umwandlungen werden rückgängig gemacht (§§ 17 ff. des Gesetzes 
über die Gründung und Tätigkeit privater Unternehmen und über Unter­
nehmensbeteiligungen vom 7. 3. 1990, GBL. I Nr. 17, S. 141; geändert 
durch das Gesetz über die Änderung oder Aufhebung von Gesetzen in der 
DDR vom 28. 6. 1990, GBL. 1 Nr. 38, S. 483; § 1 d des Gesetzes zur Rege­
lung offener Vermögensfragen zu Artikel 8 des Einigungsvertrages).

Volkseigentum wurde ferner begründet durch Enteignungen im Zusam-. 
menhang mit der formell illegalen Übersiedlung von DDR-Bürgern in die 
Bundesrepublik. Solche rechtsstaatswidrigen Enteignungen stehen nun zur 
Rückabwicklung an.

II. Die rechtliche Ausgestaltung der Nutzung 
von Grundstücken und Gebäuden im Wohnungsbau

Der Wohnungsbau in der DDR stand auf den drei Säulen des
- staatlichen Wohnungsbaus,
- des genossenschaftlichen Wohnungsbaus und
- des privaten Wohnungsbaus.

Von den knapp 7,1 Millionen Wohnungen in der DDR waren 25 % selbst­
genutztes Privateigentum und 75% Mietwohnungen. In privater Hand be­
fanden sich etwa 41% des Wohnungsbestandes. Zur kommunalen Woh­
nungsverwaltung gehörten 42 %, und 17 % waren Genossenschaftswohnun­
gen (Riecke,'Wohnen in der DDR - jetzige Lage, Neuorientierungsvor­
schläge und Bewertung, in: Wohnungswirtschaft und Mietrecht 1990, 
S. 189).
1. Im staatlichen Wohnungsbau der DDR wurden volkseigene Grundstücke 
verwendet. An den Gebäuden entstand ebenfalls staatliches Eigentum. 
Rechtsträger der Flächen und der darauf errichteten Gebäude waren die 
volkseigenen Betriebe für Gebäudewirtschaft und Wohnungsverwaltung. 
Diese Betriebe sind mittlerweile in Wohnungsbaugesellschaften umgewan­
delt worden.

Das Grundeigentum in den Städten wurde in großem Umfang bereits zu 
Beginn der 50er Jahre in Volkseigentum überführt. Rechtsgrundlage hierfür 
war das sogenannte Au/böugdserz aus dem Jahre 1950 (Gesetz über den Auf­
bau der Städte in der DDR und der Hauptstadt Deutschlands, Berlin - AuL 
baugesetz-vom 6.9.1950, DDR-GBL. S. 965). Das Aufbaugesetz ermäch­
tigte die DDR-Regierung dazu, Städte, Kreise und Gemeinden ganz oder 
teilweise zu Aufbaugebieten zu erklären (§ 14 des Aufbaugesetzes). Die 
Aufbaugebietserklärung gab dann die rechtliche Befugnis, bebaute und
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unbebaute Grundstücke für Aufbaumaßnahmen in Anspruch zu nehmen. 
Die betroffenen Grundstücke und Gebäude gingen mit ihrer Inanspruch­
nahme in Volkseigentum über (Arlt/Rohde, Bodenrecht, Berlin [Ost] 1967, 
S. 400 ff., 409).
2. Die zweite Säule - der genossenschaftliche Wohnungsbau wird von den 
sogenannten Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften (AWG) getragen 
(VO über die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften vom 21.11.1963 i. d. 
Fassung vom 23. 2. 1973, DDR-GBL. I, S. 109).

Eigentumsrechtlich entstanden bezüglich Grund und Gebäuden zwei 
voneinander unabhängige Rechtsbeziehungen.

Von den örtlichen Räten wurden den AWG ein unentgeltliches Nut­
zungsrecht an volkseigenen, erschlossenen Baulandflächen auf unbe­
stimmte Zeit überlassen. Die von der AWG errichteten Wohngebäude ste­
hen dagegen im Eigentum der Genossenschaft.

Diese eigentumsrechtliche Trennung war erforderlich, um den Bestand an 
Volkseigentum einerseits zu erhalten, zugleich aber die staatlichen Flächen für 
den genossenschaftlichen Wohnungsbau zu mobilisieren. Die Arbeitsleistun­
gen der Genossenschaftsmitglieder gingen - wie die erstellten Genossen­
schaftswohnungen - in einen unteilbaren Fonds ein. Im persönlichen Eigen­
tum verblieb der Genossenschaftsanteil eines jeden AWG-Mitgliedes.

Derzeit werden die Überlassungsverträge, welche die Baulandbereitstel­
lung betreffen, in entgeltliche Pachtverträge umgewandelt. Der Boden wird 
aber auch an die AWG, die sich derzeit als Genossenschaften i. S. des Ge­
nossenschaftsgesetzes neu organisieren, verkauft. Nach dem Einigungsver­
trag sollen letztlich sämtliche dieser Flächen in das Eigentum der Woh­
nungsgenossenschaften überführt werden (Ziffer 1,13 zu Artikel 22 Absatz 
4 des Einigungsvertrages).
3. Es wurde bereits auf die beachtliche Bedeutung der privaten Miethaus­
grundstücke für den DDR-Wohnungsbau hingewiesen.

Gleichwohl gab es bis zum Herbst 1989 kaum eine nennenswerte Nach­
frage nach Miethäusern. Grund hierfür war der Umstand, daß diese Ge­
bäude wegen den nach der Mietpreisbindung geltenden Stopp-Preisen nicht 
kostendeckend bewirtschaftet werden konnten.

Bei den privaten Miethausgründstücken bilden das Grundstück und das 
Gebäude ein einheitliches Eigentumsobjekt in Privateigentum (§ 295 ZGB).

Daraus ergab sich, daß das Eigentum in weiterem Umfang rechtlich ver­
fügbar war: So konnten die Liegenschaften veräußert (§ 297 ff. ZGB), bela­
stet (§ 452 ZGB) oder vererbt werden (§§ 362 ff. ZGB). Der Grundstücks­
verkehr unterlag allerdings einer lückenlosen Kontrolle auf der Grundlage 
eines umfassenden Genehmigungsvorbehaltes (§ 285 ZGB iVm. Grund­
stücksverordnung vom 15.12.1977, GBL. INr. 5, S. 73).
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Das Zivilgesetzbuch verpflichtete den Eigentümer als Vermieter, das 
Grundstück ordnungsgemäß zu verwalten (§ 95 II ZGB). Dafür mußten 
vorrangig die Mieteinkünfte eingesetzt werden (§ 95 II2 ZGB).

Unabhängig von einer etwaigen Vermietung oder Verpachtung des 
Grundstücks konnten die Räte der Städte und Gemeinden nach dem Bau­
landgesetz (§§ 15, 16; vgl. auch § 66 Absatz 4 des Gesetzes über die örtlichen 
Volksvertretungen vom 4. 7. 1985 - GBL. 1 Nr. 18, S. 213) dem Grund­
stückseigentümer die Modernisierung, Instandhaltung und Instandsetzung 
seines Anwesens aufgeben.

Dieses Gebot konnte notfalls im Wege der Enteignung durchgesetzt 
werden. Wegen fehlender Baumaterialien war es häufig den Eigentü­
mern nicht möglich, ihrer gesetzlichen Unterhaltungspflicht nachzukom­
men. So haben nicht wenige Eigentümer, unter dem Eindruck drohender 
staatlicher Vollstreckung ohne wirtschaftlichen Ausgleich auf ihr unren­
tables Eigentum zu Gunsten des Staates verzichtet (§ 310 f. ZGB). Soweit 
solche bebauten Liegenschaften in Volkseigentum überführt wurden, kön­
nen die ehemaligen Eigentümer nunmehr Ansprüche auf Rückübertragung 
geltend machen (§ 1 Absatz 2 des Gesetzes zur Regelung offener Vermö­
gensfragen).

Bei Grundstückseigentum von Bundesbürgern und Ausländern wurde für 
Mietshäuser, soweit diese Personen die Objekte nicht vertraglich verwalten 
ließen, eine Verwaltung durch die örtlichen Wohnungs- und Grundstücks­
verwaltungsbetriebe angeordnet (§ 951 ZGB). Eine Enteignung fand in der 
Regel nicht statt. Insoweit ist nach wie vor von der alten Eigentümerstellung 
auszugehen. Allerdings wurden die Befugnisse des Eigentümers stark ein­
geschränkt (Maaß/Hartmann/Mutschmann: Staatliche Treuhandverwal­
tung in der DDR, Anwaltsblatt 1990, S. 135 ff.).

Eine Zugriffsmöglichkeit von der Bundesrepublik auf das Grundstück 
war ausgeschlossen. Zu Gunsten der Eigentümer wurden Sperrkonten ein­
gerichtet, auf welche die Miet- und Pachteinkünfte überwiesen wurden. 
Diese Einkünfte dienten dann den Verwaltern zur Finanzierung der Maß­
nahmen zur Unterhaltung der Mietgrundstücke. Inzwischen kann der Ei­
gentümer sich selbst um eine ordnungsgemäße Verwaltung bemühen (§ 16 
des Gesetzes zur Regelung offener Vermögensfragen). Die bestehenden 
Miet- und Nutzungsverhältnisse bleiben regelmäßig unberührt (§ 17 des Ge­
setzes zur Regelung offener Vermögensfragen).
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III. Die Rechtsbeziehungen von Grundstücken 
und Gebäuden bei Eigenheimen

Die heutigen Rechtsverhältnisse bei den DDR-Eigenheimen sind ein an­
schauliches Beispiel dafür, welche komplexen Rechtsverhältnisse durch die 
Anerkennung eigentumsähnlicher Nutzungsbeziehungen entstanden.
1. Da ist zunächst das Ein- und Zweifamilienhaus, das mit dem Grundstück 
ein einheitliches Rechtsobjekt darstellt und in persönlichem Eigentum steht 
(§ 295 ZGB; 231,2861 Ziff. 3 ZGB).
2. Dann gibt es solche Ein- und Zweifamilienhäuser, die zwar ursprünglich 
auf privaten Grundstücken gestanden hatten, bei denen jedoch der Boden 
und die Gebäude später in Volkseigentum überführt worden waren. Solche 
Häuser konnten an die Mieter der Häuser zu persönlichem Eigentum ver­
kauft werden. Für die Gebäude wurden spezielle Gebäudegrundbuchblät­
ter angelegt.

Die Grundstücksfläche verblieb zwar in Volkseigentum, wurde aber an 
den Besitzer zur unentgeltlichen Benutzung vergeben.

Das Gesetz über den Verkauf volkseigener Grundstücke vom März 1.990 
(§§ 2, 4 ff. des Gesetzes über den Verkauf volkseigener Grundstücke vom 
7. 3. 1990) gestattete es erstmals, die Häuser auf volkseigenen Grundstük- 
ken an Privatpersonen zu veräußern. Dabei gilt auch hier nach wie vor der 
Grundsatz: Der Erwerb bricht nicht die bestehenden Mietverhältnisse.

An dem volkseigenen Grundstück, auf dem das Haus steht, wird dem 
Käufer des Hauses regelmäßig ein Nutzungsrecht eingeräumt.

Beim Kauf eines volkseigenen Ein- und Zweifamilienhauses oder zur 
Errichtung von Eigenheimen kann das volkseigene Grundstück zu pri­
vatem Eigentum erworben werden. Über dieses Grundstück kann dann 
generell frei verfügt werden. Es gilt allerdings für den Weiterverkauf 
eine dreijährige Sperrfrist (§6 1 des Gesetzes über den Verkauf volks­
eigener Grundstücke). Damit soll die Zahl spekulativer Erwerbsgeschäfte 
eingeschränkt werden. Der Verkauf volkseigener Grundstücke und Ge­
bäude war bis zum 3. 10. 1990 an preisiechtliche Bestimmungen gebunden, 
ln der Praxis wurde zumeist vom Preisniveau des Jahres 1935 ausge­
gangen. Dadurch konnten diese Grundstücke außerordentlich günstig 
erworben werden. Die alten Wertgrößen lagen zwischen 1 und 100 Mark/m2 
(Hommelhoff/Krebs, Treuhandanstalt und Treuhandgesetz, 1990, 4.2, 
S. 1). Diese Praxis ist auf breite Kritik gestoßen. Dabei wurde vor allem 
bemängelt, daß diese Verfahrensweise gerade die Eigentümer von Ein- 
und Zweifamilienhäusern begünstige. Dies, zumal diese Gruppe bereits 
in der Vergangenheit durch zinsgünstige Baudarlehen begünstigt worden 
war.
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3. Daneben gibt es die Kategorie derjenigen Eigenheime, die zwar auf pri­
vaten Grundstücken errichtet worden waren, jedochWflflr/ic/i verwaltet wv- 
den und von den Verwaltungsbetrieben inzwischen an-Mieter vertraglich zur 
Nutzung übertragen worden sind.

Diese Eigenheime stehen nach wie vor in privatem Eigentum der frühe­
ren Eigentümer. Der Mieterschutz bleibt auch im Falle der Weiterveräuße­
rung durch den bisherigen Eigentümer erhalten (vgl. § 17 des Gesetzes zur 
Regelung offener Vermögensfragen).
4. Schließlich sind diejenigen privaten Eigenheime zu nennen, die auf einer 
genossenschaftlich genutzten Fläche errichtet wurden. Konnte anfangs nur 
Genossenschaftsmitgliedern ein solches Nutzungsrecht eingeräumt werden, 
so wurden seit 1976 auch andere Bürger in den möglichen Begünstigtenkreis 
aufgenommen (Verordnung über die Bereitstellung von Eigenheimen von 
genossenschaftlich genutzten Bodenflächen zur Errichtung von Eigenhei­
men auf dem Lande vom 9. 9. 1976; DDR-GBL. I 1976, Nr. 35 S. 426; 
i. V.m. § 291 ZGB). Für die Errichtung von Eigenheimen sollten vor allem 
qualitativ minderwertige Bodenflächen sowie Rest- und Splitterflächen zu­
gewiesen werden (Klinkert/Oehler/Rohde, Eigentumsrecht - Nutzung von 
Grundstücken und Gebäuden zum Wohnen und zur Erholung, Grundriß 
Zivilrecht 2, Berlin [Ost] 1977).

Dies geschah in der Weise, daß die LPG dem späteren Bauherrn ein - 
grundsätzlich unbefristetes - zweckgebundenes Nutzungsrecht einräumte. 
Der Rat der Gemeinde bzw. der Stadt hatte die Zuteilung zu bestätigen.

Hierbei steht nun das Eigenheim a\s selbständiges Objekt in persönlichem 
Eigentum. Das Eigentum am Haus ist von der genossenschaftlichen Fläche 
unabhängig (§§ 292 III ZGB). Das Gebäude, das durch Gebäudegrund­
buchblätter dokumentiert ist, kann auch veräußert werden. Es besteht je­
doch ein Vorerwerbsrecht der LPG (§ 19 11 LPGG).

Die Zweckbindung des Nutzungsrechtes ermöglichte es, bei bestim­
mungswidrigem Gebrauch die Befugnis zu entziehen. Es lag in der Konse­
quenz der ßodenplanung, daß die.Entziehung des Nutzungsrechtes in die 
alleinige. Kompetenz der. staatlichen Organe fiel. Ein Mitentscheidungs­
recht der Genossenschaft bestand hierbei nicht.

V7. Bereich der von den LPG bewirtschafteten Agrarflächen*

Die Rechtsverhältnisse der LPG werden geprägt durch das im LPG-Gesetz 
niedergelegte besondere genossenschaftliche Nutzungsrecht (§ 18 LPGG;

* Dieser Rcgclungsbereieh des DDR-Bodenrechts soll hier noch beispielhaft angesprochen werden.
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Ziff. 27 I Musterstatut LPG-Pflanzenproduktion und Ziff. 28 Musterstatut 
LPG-Tierproduktion).

Das.Nutzungsrecht der LPG erstreckt sich auf alle Grundstücke, die der 
LPG zur Bewirtschaftung zugewiesen wurden. Die bewirtschafteten Flä­
chen können Eigentum der Mitglieder, der LPG selbst, des Staates oder 
auch von Nichtmitgliedern sein.

Die Eigentumsverhältnisse bleiben unberührt (§ 19 LPGGJ.Das Eigen­
tumsrecht der Genossenschaftsbauern wird bestimmt durch das Recht Bo­
denanteile zu beziehen, Flächen zu verkaufen oder zu vererben. Das genos­
senschaftliche Nutzungsrecht wird hierdurch nicht betroffen. Es bleibt erhal­
ten. Auf der Grundlage ihres umfassenden Nutzungsrechtes können die 
LPG nicht nur die wirtschaftlichen Maßnahmen (§ 18II Buchstabe a, b, c, d, 
g, h LPGG) durchführen: z. B. Nutzungs- und Kulturarten ändern und Neu­
bauten errichten. Auch soziale Belange wie Vorhaben im Wohnungsbau 
oder die Nutzung zum Zwecke der Erholung sind durchsetzbar (§ 18 II 
Buchst. fLPGG).

Nach dem Gesetzeswortlaut basierte die Mitgliedschaft in der LPG zu je­
der Zeit auf dem Prinzip der Freiwilligkeit (§1 LPGG). Der Austrittaus der 
LPG ist gesetzlich nicht ausdrücklich geregelt. So ist insbesondere nicht be­
stimmt, wie sich die Rückgabe des eingebrachten Grundstückes im Falle des 
Austrittes gestaltet.

Heute kann jedes einzelne Mitglied sich für den Austritt aus der LPG 
entscheiden. Nicht abschließend geklärt ist jedoch, ob in diesem Fall 
das eingebrachte Grundstück in natura vom austretenden Mitglied her­
ausverlangt werden kann. Für die Rückgabe des eingebrachten Grund­
stückes mag zunächst die Eigentümerstellung des Mitgliedes sprechen. 
Andererseits wird die Auffassung vertreten, daß hier das Bewirtschaf­
tungsinteresse der LPG dem Individualinteresse vergehen sollte. So wird 
vorgeschlagen, dem austretenden Mitglied lediglich einen Anspruch auf ein 
vergleichbares Grundstück an der Peripherie der LPG-Gesamtfläche zuzu­
gestehen.

Die letztere Lösung birgt freilich die bekannten Bodenbewertungspro­
bleme. (Für den volkseigenen Boden wurde im DDR-Ministerium für Wirt­
schaft eine Arbeitsrichtlinie zur vorläufigen Bewertung des Bodens in der 
DM-Eröffnungsbilanz erarbeitet. Im Bereich der Agrarflächen wird von der 
Bodenwertzahl [Ertragsmeßzahl] ausgegangen. Die Ertragsmeßzahl pro. 
Hektar soll danach mit einem durchschnittlichen Orientierungswert von 
150 DM multipliziert werden. Hommelhoff/Krebs, Treuhandanstalt und 
Treuhandgesetz, 4.2, S. 3).
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C. Zum rechtlichen Instrumentarium der Bodenpolitik 
in der DDR

Die Bodenpolitik in der DDR verfolgte in der Vergangenheit im wesentli­
chen zwei Ziele:

' Zum einen die fortschreitende Konzentration des Bodens in der Hand des 
Staates. Zum anderen die lückenlose Leitung und Planung der gesamten Bo­
dennutzung.

ln der DDR wurde ein umfassendes System der Bodennutzungsplanung 
entwickelt. Die Planung umfaßte etwa die Festlegung des Bedarfes, des 
Umfanges und des Zeitpunktes des Erwerbes von Flächen, die von den Wirt­
schaftseinheiten zur Vornahme von Investitionen benötigt wurden.

Für die Bodennutzung von besonderer Bedeutung war die Territorialpla­
nung in den Formen
- der volkswirtschaftlichen Standortverteilung der Produktivkräfte ein­

schließlich der Konzeptionen der Bezirke
- der Generalbebauungspläne und
- der städtebaulichen Leitplanungen und Flächennutzungspläne.

Ob und in welchem Umfang gebaut wurde, hing weitgehend von den Zu­
weisungen des Bezirkes ab. Die Vorgaben des Bezirkes wurden dann über 
den Kreis an die kreisangehörigen Städte und Gemeinden herabgereicht. 
Die Städte und Kreise waren an die von den Bezirken definierten Grundli­
nien der städtebaulichen Entwicklung gebunden (§§ 27 TT und III Gesetz über 
die örtlichen Volksvertretungen in der DDR vom 4. 7. 1985 - GBL. I Nr. 18 
S. 213). Die Gemeinden konnten z.B. bei der Sanierung von Altbauten nwr 
noch die Reihenfolge bei der Durchführung der Erhaltungsmaßnahmen be­
stimmen.

Zur Durchsetzung der staatlichen Bodenpolitik wurden spezielle boden­
rechtliche Instrumentarien entwickelt. Die wichtigsten sollen hier erwähnt 
werden:

I. Da ist zum einen der Genehmigungsvorbehalt 
nach der Grundstücksverkehrsvei Ordnung

Rechtsgeschäftliche Verträge über Eigentum an Grundstücken bedurften 
nach dem Zivilgesetzbuch (297 ZGB) der staatlichen Genehmigung. Die 
Grundstücksverkehrsverordnung erwähnte beispielsweise (§ 2 Absatz 1 der 
Verordnung über den Verkehr mit Grundstücken vom 15. 12. 1977, DDR- 
GBL. I Nr. 5,'S. 73)
- die Übertragung des Grundstückeigentums,
- den Verzicht auf das Eigentum an einem Grundstück,
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- den Vertrag über die Begründung eines Nutzungsverhältnisses an einem 
Grundstück, wenn damit die Übertragung des Eigentums an einer Bau­
lichkeit durch den bisherigen Nutzungsberechtigten erfolgt.
Tatsächlich bedeutete dies, daß es kein Rechtsgeschäft gab, welches

Grundstückseigentum-betraf und nicht genehmigungspflichtig war. Einzige 
Ausnahme war der Erwerb eines Grundstückes seitens einer natürlichen 
Person im Rahmen der Erbfolge.

Die Genehmigung war nach der Grundstücksverkehrsverordnung nur zu 
erteilen, wenn das Geschäft »mit den staatlichen und gesellschaftliche.n Auf­
gaben und Erfordernissen übereinstimmt(e)..« (§31GVVO). Eine^Geneh- 
migung war danach u.a. zu versagen, wenn
- die ordnungsgemäße Verwaltung oder die effektive gesellschaftliche Nut­

zung des Grundstückes nicht gewährleistet war, insbesondere spekulative 
Interessen verfolgt wurden, oder

- eine Konzentration von Eigentums- und Nutzungsrechten an Grund­
stücken entstanden wäre..
In der Bundesrepublik unterliegt lediglich der Eigentumswechsel bei 

landwirtschaftlichen Grundstücken sowie deren Verpachtung der behördli­
chen Kontrolle (Grundstückverkehrsgesetz vom 28. 7. 1961 - BGBL. I 
S. 1091; Landpachtverkehrsgesetz vom8.11-1985 - BGBL. IS. 2075).

Die Genehmigung der Veräußerung kann in der Bundesrepublik nur ver­
sagt werden. .
- wenn die Veräußerung eine ungesunde Verteilung von Grund und Boden 

bewirken würde,
- die Veräußerung den landwirtschaftlichen Grund unwirtschaftlich ver­

kleinert oder aufteilt oder
- der Gegenwert in einem groben Mißverhältnis zum Grundstückswert 

steht.
Der Einigungsvertrag sieht vor, daß der Genehmigungsvorbehalt nach 

der jetzigen DDR-Grundstücksverkehrsverordnung weiter in Kraft bleibt. 
Aufgehoben werden allerdings die Bestimmungen, welche die Versagung 
der Genehmigung für die Fälle vorsehen, in denen gegen die dort formulier­
ten Gemeinwohlgedanken verstoßen wird. Danach kann auch im Fall der 
Bodenkonzentration und Bodenspekulation die Genehmigung nicht mehr 
verweigert werden.

Das Genehmigungsverfahren soll erhalten bleiben, um die Verpflichtun­
gen zur Rückgabe des Eigentums an frühere Eigentümer und die Aufhe­
bung der staatlichen Verwaltung erfüllen zu können (vgl. Denkschrift zum 
Einigungsvertrag S. 208).

Der Grundstücksverordnung unterlag nicht der sogenannte Rechtsträ­
gerwechsel, also die schriftliche Vereinbarung des Übergangs volkseigener
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Flächen von einem Rechtsträger auf den anderen. Kam zwischen den betei­
ligten Einheiten keine Einigung zustande, so wurden gewöhnlich die jeweils 
übergeordneten Organe eingeschaltet. Wurde ein volkseigenes Grundstück 
als Bauland benötigt und konnte keine vertragliche Einigung erreicht wer­
den, so mußte der Investitionsträger der Baumaßnahme den Rechtsträger­
wechsel beantragen. Zur Entscheidung war der Rat des Kreises berufen.

II. Die staatliche Preisfestsetzung

Nach dem Zivilgesetzbuch konnten die Vertragsparteien bis zum 1. Juli 
1990 den Kaufpreis über ein Grundstück nicht frei aushandeln (§ 305 ZGB). 
Das Entgelt mußte den gesetzlichen Bestimmungen entsprechen. Die preis­
rechtliche Prüfung durch das örtliche Preisorgan war Teil des Genehmi­
gungsverfahrens nach der Grundstücksverkehrsverordnung. Zweck war vor 
allem die Ausschaltung jeglicher spekulativer Geschäfte.

Andererseits war der volkseigene Boden nicht einbezogen in die Bewer­
tung der Grundmittel. Er wurde mit Null Mark zwischen den Rechtsträgern 
übertragen. Auch die unentgeltliche Nutzung volkseigener Flächen für den 
Eigenheimbau sowie durch die LPG war Ausdruck dieser geringschätzigen 
Haltung gegenüber dem Wert volkseigener Flächen.

Seit Mai 1990 gilt nun das neue Preisgesetz in der DDR (Preisgesetz vom 
22. 5. 1990 - GBL. I Nr. 37, S. 471). Danach gilt der Grundsatz der freien 
Preisbildung (§ 1 ). Die alten Preisvorschriften sind am 1. Juli 1990 außer 
Kraft getreten.

HI. Die Entziehung des Eigentumsrechts und die Veränderung 
bestehender Nutzungsrechte durch staatlichen Eingriff 

am Beispiel des Baulandgesetzes

Der Anspruch des Staates, die Bodenrechtsverhältnisse nach den »gesell­
schaftlichen Erfordernissen« zu organisieren, machte es notwendig, auch 
die Entziehung des Eigentums und der eigentumsähnlichen Nutzungsrechte 
verfassungskonform zu regeln.

Artikel 16 DDR-Verfassung nennt als Voraussetzungen für staatliche 
Enteignungsmaßnahmen:
- die Verwirklichung gemeinnütziger Zwecke,
- das Vorliegen spezieller Enteignungsvorschriften,
- die Gewährung einer angemessenen Entschädigung sowie
- den Vorrang anderer Möglichkeiten, die verfolgten Zwecke zu verwirk­

lichen. Also etwa durch den rechtsgeschäftlichen Erwerb des Grund­
stückes.
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Gemeinnützige Zwecke waren etwa städtebauliche und wasserwirtschaft­
liche Maßnahmen, Maßnahmen der Energiewirtschaft und des Verkehrs­
wesens.

Die in der Verfassung geforderten Enteignungsvorschriften wurden vor 
allem geschaffen mit dem Baulandgesetz, dem Verteidigungs-, dem Wasser- 
und Berg- sowie dem Landeskulturgesetz.

Die bisher umfassendste Regelung des staatlichen Eingriffs in bestehende 
Eigentums- und Nutzungsrechte enthielt das Baulandgesetz.

Das Baulandgesetz aus dem Jahre 1984 regelte die Bereitstellung von 
Grundstücken für Neubaumaßnahmen, der Modernisierung und Instand­
haltung sowie der Sanierung (»Rekonstruktion«), Die hierfür benötigten 
Flächen konnten entweder durch rechtsgeschäftlichen Erwerb oder durch 
Entzug des Eigentumsrechtes erlangt werden. Eine Enteignung durfte je­
doch nur stattfinden, wenn zuvor alle Möglichkeiten zum Abschluß eines 
Vertrages mit dem Eigentümer erfolglos ausgeschöpft worden waren (§§11, 
12 des Baulandgesetzes vom 25. 6. 1984, GBL. I Nr. 17, S. 201).

Der rechtsgeschäftliche Erwerb nach dem Baulandgesetz unterlag aller­
dings nicht dem freien Parteiwillen. So konnten die Parteien insbesondere 
den Kaufpreis nicht frei vereinbaren. Das höchstzulässige Entgelt wurde 
durch einen staatlichen Sachverständigen festgesetzt.

Über die Bereitstellung von Grundstücken hinaus konnte auch eine 
Enteignung erfolgen, wenn der Eigentümer eine in den Volkswirt­
schaftsplänen enthaltene Instandsetzungs- bzw. Modernisierungsmaß­
nahme an seinem Gebäude oder auf seinem Grundstück trotz Anord­
nung des örtlichen Rates nicht ausführte (§§ 15, 16 des Baulandgesetzes). 
Der Eigentumsentzug setzte voraus, daß staatliche Organe oder Wirt­
schaftseinheiten, die ein plankonformes Interesse an der Baumaßnahme 
nachweisen konnten, zuvor vergeblich versucht hatten, das betreffende 
Grundstück käuflich zu erwerben. Auf ihren Antrag hin konnte dann der 
Rat des Kreises zur Sicherung der Baumaßnahme das Eigentumsrecht 
am Grundstück, dem Gebäude oder einer sonstigen baulichen Anlage ent­
ziehen.

Der Eigentümer konnte den drohenden Eigentumsentzug nur verhin­
dern, wenn er entweder die geforderte Baumaßnahme durchführte, den 
Grund veräußerte oder mit Genehmigung des Rates des Kreises auf sein 
Eigentum zu Gunsten des Staates verzichtete.

Zum Baulandgesetz wurde 1984 ein Entschädigungsgesetz geschaffen. 
Entschädigung wurde vom Rat des Kreises gezahlt. Die Höhe der Entschä­
digung ermittelte sich nach dem Zeitwert des Anwesens. Dieser Wert orien­
tierte sich an den Stopp-Preisen. Damit lief die Ausgleichsfunktion der Ent­
schädigung weitgehend leer.
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Aus der Entschädigung wurden zuerst die dinglich gesicherten Gläubiger 
befriedigt. Dann mußten auch etwaige Mieteransprüche beglichen werden, 
die aus Aufwendungen der Mieter für Instandsetzungs- und Modernisie­
rungsarbeiten entstanden wareii. ■' ' v'

IV. Die staatliche Wohnraumlenkung und Mietpreisbindung

Nicht nur sämtliche rechtsgeschäftlichen Verfügungen über das Grund­
stückseigentum, sondern auch Verträge über die Nutzung des Eigentums 
unterlagen der staatlichen Kontrolle.

Der Wohnraum stand unter der Zwangsbewirtschaftung. Dies entsprach 
Artikel 37 der DDR-Verfassung, nach der jedem Bürger dös Grundrecht auf 
Wohnraum zustand.

Die Wohnungen wurden nach Vergabeplänen von den zuständigen 
»Wohnraumlenkungso'rganen« vergeben (Verordnung über die Lenkung 
des Wohnraumes vom 14. 9.1967 - DDR-GBL. II S. 733).

Zum wirksamen Abschluß eines Mietvertrages über Wohnraum bedurfte 
es der Mitwirkung der Wohnraumlenkungsbehörde (§§ 97 ff. ZGB; Wohn­
raumlenkungsverordnung). Zumeist wies die Behörde dem Vermieter 
einen Mieter zu. Kam zwischen dem Vermieter und dem Mieter keine Eini­
gung über den Mietvertrag zustande, so entschied die Wohnraumlenkungs­
behörde verbindlich überden Vertragsinhalt.

V. Die Finanzierung von Baumaßnahmen - die Aufbauhypothek

Aufgrund der Mietpreisbindung in der DDR konnten die Miethäuser nicht 
mehr kostendeckend bewirtschaftet werden. Für Altbauten - rund 65 % des 
DDR-Wohnungsbestandes wurden vor Beginn des Zweiten Weltkrieges 
ernchtet-lag der Mietzins zwischen 0,80 und 1,20DDR-Mark.

Zur Finanzierung unerläßlicher Baumaßnahmen wurden deshalb - nicht 
selten auch ohne Zustimmung des Eigentümers - Kredite aufgenommen und 
die Grundstücke belastet. Diese Belastungen lagen häufig über dem Ein­
heitswert.

Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang das Institut der Aufbau­
hypothek (§ 456 ZGB). Um den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung Rech­
nung zu tragen, sah sich die DDR veranlaßt, besondere Wohnungsbaukre­
ditprogramme durchzuführen.

Die vergebenen Kredite dienten primär der Modernisierung von Altbau­
ten, wurden aber auch für den Um- und Ausbau von Eigenheimen gewährt. 
Unter bestimmten Voraussetzungen wurden besondere Kreditvergünstigun­
gen gewährt. Die Zinsbelastung bewegte sich in einer Spanne von null bis
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vier Prozent. Gleichwohl erwiesen sich diese Zuwendungen für den Eigen­
tümer oft nicht als soziale Wohltat. Die Rückzahlung der Kredite sollte bei 
Mietshäusern nur aus den Mieterträgen erfolgen. Aufgrund der preisgebun­
denen Mieten konnten aber zahlreiche Eigentümer auf Dauer die Belastun­
gen der Aufbauhypothek nicht mehr tragen. Der Staat hatte dann die Befug­
nis, aus dem Sicherungsrecht vorzugehen und Eigentümer des Grundstücks 
zu werden.

Derzeit ist noch nicht völlig zu überblicken, in welchem Umfang von die­
ser staatlichen Befugnis tatsächlich Gebrauch gemacht wurde. Insgesamt 
dürfte es sich wohl eher um Ausnahmefälle gehandelt haben.

Es wurde bereits darauf hingewiesen, daß im Bereich des privaten Wohn- 
raumes die örtlichen Organe der Wohnraumlenkung bestimmte Moderni­
sierungsmaßnahmen anordnen konnten (VO über die Finanzierung von 
Baumaßnahmen zur Schaffung und Erhaltung von privatem Wohnraum 
vom 14. 6. 1967 GBL. II S. 419). Weigerte sich der Hauseigentümer, diese 
Maßnahmen durchzuführen, so konnte dies der zuständige örtliche Rat auf 
Rechnung des Eigentümers tun. War die Finanzierung dieser Arbeiten nicht 
gesichert, so wurde zu Lasten des Eigentümers ein Kredit aufgenommen und 
eine Aufbauhypothek eingetragen.

Auch wenn die Aufbauhypothek in erster Linie dazu diente, städtebauli­
che Anliegen durchzusetzen, so ist doch nicht zu verkennen, daß dieses In­
strument in der Praxis auch als Mittel zur fortschreitenden Vergesellschaf­
tung des Bodens eingesetzt wurde.

Die rechtliche Besonderheit dieses Institutes lag darin, daß die Aufbau­
bauhypothek allen anderen bereits bestehenden Grundpfandrechten vor­
ging (§ 456 Absatz 3 ZGB). Daraus ergaben sich ökonomische Vorteile für 
den Staat: Hätte der Staat das Grundstück durch Kauf erwerben müssen, so 
wäre er verpflichtet gewesen, die Gläubiger bis zum Wert des Grundstückes 
zu befriedigen. Bei Bestellung der Aufbauhypothek gingen die Gläubiger 
dagegen leer aus, wenn durch die Aufbauhypothek eine Überschuldung des 
Grundstückes - also eine Belastung über den Einheitswert hinaus - einge­
treten war. Der Staat konnte damit seine Kreditmittel ohne weitere Kosten 
in Grundstückseigentum umwandeln.

Die Vorrangstellung der Aufbauhypothek ist inzwischen beseitigt wor­
den. Die Bestimmungen über die Grundpfandrechte des BGB sind nach 
dem Einigungsvertrag auch in den neuen Bundesländern gültig.

VI. Ökonomische Hebel

Zur Durchsetzung einer rationellen Bodennutzung dienten schließlich auch 
eine Reihe ökonomischer Maßnahmen und Stimulanzien:
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So gab es staatliche Kennwerte und Empfehlungen für die Durchführung 
der verschiedenen Baumaßnahmen der Betriebe: Sie betrafen etwa die ef­
fektive Flächennutzung. Ihre Überschreitung sollte sich auf die Kosten der 
Bauausführung und damit auf den Gewinn der Betriebe auswirken.

Ein weiteres Beispiel war die Erhebung einer einmaligen Bodennutzungs­
gebühr für den Entzug landwirtschaftlicher Nutzflächen. Sinn der Abgabe 
war es, die Investitionsträger zu einer umsichtigeren Standortwahl sowie zu 
einer rationelleren Bodennutzung zu veranlassen.

Insgesamt dürften diese ökonomischen Hebel wohl kaum geeignet gewe­
sen sein, die bodenrelevanten Planungsentscheidungen maßgeblich zu be­
einflussen. Die ökonomischen Stimulanzien waren zu knapp bemessen, um 
sich in der wirtschaftlichen Rechnungsführung der Betriebe entscheidend aus­
zuwirken. (Offene Kritik an der fehlenden finanziellen Eigenverantwort­
lichkeit der Wirtschaftseinheiten im Umgang mit volkseigenem Boden fin­
det sich bereits in dem führenden Werk von Arlt/Rohde, Das Bodenrecht, 
Berlin [Ost] 1967, S. 195 ff.). Letztlich dominierten die administrativen Len­
kungsmethoden der übergeordneten Leitungsebenen.

Am Ende dieser Darstellung stellt sich die Frage nach der Gestaltung 
einer künftigen gesamtdeutschen Bodenrechtsordnung. Haben fünfund­
vierzig Jahre sozialistischer Bodenpolitik auch Bewahrenswertes hervorge­
bracht?

Oder beweisen nicht vielmehr der desolate Zustand eines Großteils der 
Bausubstanz, der Zerfall vieler alter Stadtkerne und die bedrückende 
Monotonie der meisten Neubausiedlungen, daß diese Bodenordnung von 
der Wirklichkeit endgültig diskreditiert wurde?

Die Vorstellung, den Eigentumsbegriff in eine persönliche und staatliche 
(»sozialistische«) Kategorie aufspalten zu können, ist von der Praxis wider­
legt worden. Dieser Dualismus führte zur Kappung des natürlichen Wir­
kungszusammenhanges zwischen wirtschaftlichem Bereich und individuel­
ler Bedürfnisbefriedigung. Folge war eine nicht bedarfsorientierte und da­
mit ineffiziente Bodennutzung. Zugleich wurde dadurch verhindert, daß die 
Rechtssubjekte ein Eigentümerbewußtsein entwickeln konnten, wie es für 
den verantwortungsvollen Umgang mit Grund und Boden unabdingbar ist.

Andererseits sollten aber die Erfahrungen, die in der DDR mit den ver­
schiedenen Formen eigentumsähnlicher Nutzungsbefugnisse gewonnen wur­
den, sorgfältig analysiert werden. Dies könnte zu einem neuen realitäts­
bezogenen Nachdenken über die hergebrachte Doktrin vom unteilbaren 
Eigentumsrecht führen.

27



Gedanken zur Bodenordnung 

-Rechtliche Formen und wirtschaftliche Realitäten -
Fritz Andres

Wie gehen wir im Alltag doch so leicht über die merkwürdigsten Dinge hin­
weg!

Nehmen wir zum Beispiel die Tatsache, daß es Bodenpreise gibt: ein
verkauft. Der Verkäufer freut sich über 

den Erlös, der Notar über die Gebühren, der Staat über die Steuer, der Käu­
fer bedenkt die Aufzehrung seiner Ersparnisse, jemand schreibt einen zor­
nigen Leserbrief über die Entwicklung der Bodenpreise: jeder befaßt sich 
auf seine Weise mit den Grundstückspreisen, nur wundert sich niemand, 
daß es sie überhaupt gibt.

Dabei wäre eine solche Verwunderung durchaus angebracht, wie der 
Vergleich mit den Warenpreisen zeigt. Auch ohne näher in Preis- und Ko­
stentheorien einzusteigen, ist nämlich eins schnell klar: bei Warenpreisen 
gibt es immer eine Unter- und eine Obergrenze. Sinken die Preise einer 
Ware unter die Untergrenze, so wird sie nicht mehr produziert; steigen die 
Preise über die Obergrenze, so wird sie nicht mehr gekauft.

Der Produzent addiert seinen Aufwand einschließlich seiner eigenen Ar­
beitsleistung und kommt zu einem Preis, unter dem er statt dieser besser 
eine andere Ware herstellt. Der Käufer addiert den Nutzen, den-ihm die 
Ware während ihrer Lebensdauer bringt, und kommt zu einer Preisober­
grenze, bei deren Überschreitung er sein Geld lieber für etwas anderes aus­
gibt.

Grundstück wird für DM 20 000

Wenn wir daher sagen, daß Angebot und Nachfrage den Preis bestim­
men, so sind es der Produktionsaufwand und der Verbrauchernutzen, die 
letztlich dahinter stehen.

Bei Grundstücken ist dies alles ganz anders: sie werden weder produziert 
noch konsumiert; ihr Herstellungsaufwand ist gleich Null, ihr Gebrauchs­
nutzen in der Zeit ist gleich Unendlich. Aus dieser Sicht ist daher nicht zu er­
klären, wieso unser Beispielgrundstück gerade DM 20 000,— kostet!

Noch verwirrender wird die Angelegenheit, wenn wir uns an den Lehrsatz 
erinnern: »Sind zwei Größen einer dritten gleich, so sind sie auch unterein­
ander gleich!« Nehmen wir also eine Ware, z. B. ein Auto, das DM 20 000,— 
kostet, und stellen es dem Grundstück gegenüber, das ebenfalls DM 
20 000,— kostet, so müssen Auto und Grundstück, da sie beide DM 
20 000, kosten, auch untereinander wirtschaftlich gleich sein. Das ist aber 
offenbar nicht der Fall: der Wert des Autos für den Verbraucher erschöpft
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sich und kann nicht höher sein als der aufaddierte Nutzen, den er während 
der Lebensdauer des Autos hat, während der Wert des Grundstücks, wenn 
er etwa durch Verpachtung realisiert wird, wegen der Unverbrauchbarkeit 
des Grundstücks in einer unendlichen Reihe von jährlichen Pachterträgen 
besteht. Eine unendliche Reihe von Erträgen ist aber nie zu vergleichen mit 
dem endlichen Nutzen, den ein verbrauchbares Wirtschaftsgut bietet. Wo 
also steckt der Fehler?

Er steckt an einer Stelle, an der man ihn am wenigsten vermutet. Des Rät­
sels Lösung heißt: DM 20 000,— sind nicht gleich DM 20 000,^! Das Geld 
tritt der Ware in anderer Funktion gegenüber als dem Boden! Der Ware ge­
genüber ist das Geld Tauschmittel, dem Boden gegenüber ist es Kapital. 
Und das Geld als Tauschmittel ist in keiner Weise vergleichbar mit dem 
Geld als Kapital.

Was heißt das: das Geld tritt dem Boden als Kapital gegenüber? Wie 
kommen überhaupt die Beteiligten dazu, ein Grundstück mit DM 20 000,— 
zu bewerten? Der Käufer, der.sein Geld anlegen will, fragt nach dem Er­
trag, den ihm das Grundstück bringt, und vergleicht diesen mit dem Ertrag 
anderer Anlagen. Der Ertrag des Bodens, volkswirtschaftlich gesprochen: 
die Bodenrente, sei hier vorläufig beschrieben als die jährliche Pacht, die 
aus dem reinen Grundstück, also ohne Berücksichtigung von Investitionen . 
und - im Rahmen dieses Beitrags - auch ohne Berücksichtigung der Boden­
schätze zu ziehen ist.* Beträgt sie z. B. DM 1 000,—, so schaut sich der In­
teressent nach anderen Anlagemöglichkeiten um und fragt sich, welchen 
Kapitalertrag er aufwenden muß, um ebenfalls jährlich DM 1 000,— Ertrag 
zu erzielen. Das hängt bekanntlich vom Zinssatz ab. Beträgt dieser z. B. 5 % 
p. a., so muß er DM 20 000,— investieren, um jährlich DM 1 000,— zu er­
halten. Eine Jahrespacht von DM I 000,— stellt daher bei einem Zinssatz 
von 5 % einen Kapitalwert von DM 20 000,— dar; sie ist damit vergleichbar 
einem Wertpapier, das DM 20 000,— kostet und mit 5% verzinst wird, 
denn dieses bringt ebenfalls DM I 000,— Ertrag im Jahr.

Die Betrachtung zeigt, daß bei Grundstücken der Ertrag primär ist und 
die Preise vom allgemeinen Zinssatz abhängen. Im Gegensatz dazu ist bei 
anderen Kapitalgütern die Kapitalsumme primär und der Ertrag vom Zins­
satz abhängig.

Der Zusammenhang von Bodenertrag und Bodenpreis bei sich ändern­
dem Kapitalzins ist in der nachstehenden Tabelle dargestellt:

• * DicBodcnrcnicals Wirtschaft liebes Phänomen wird einem Teil der Leser vielleicht nicht deutlich vor Augen 
stehen. Eine kurze Darstellung findet sich daher im Anhang zu diesem Beitrag.

29



Bodenrente
DM

1 000,—
1 000 
i 000 
1 000—
1 000—
1 000— ■

Kapitalzins Grundstückspreise
DM

10 10 000 — 
20 000 — 

100 000 — 
200 000 ,— 

1 000 000 ,—

■5

1
0,5
0,1
0 0,00

Die Tabelle verdeutlicht folgende Zusammenhänge:
1. Bei gegebenem Jahresertrag hängt der Preis eines Grundstücks vom 

Zinsfuß auf dem Kapitalmarkt ab.
2. Bei gleichbleibendem Ertrag führen sinkende Zinsen zu steigenden Bo­

denpreisen: je niedriger der Zinssatz, desto größer muß das Kapital sein, 
das einen der Bodenrente eines Grundstücks entsprechenden Zinsertrag 
abwirft. Steigende Zinsen lassen dagegen die Bodenpreise sinken.

3. Sinkt der Kapitalzins auf Null, so steigen die Bodenpreise in’s Unend­
liche.

4. Grund und Boden hat überhaupt nur einen Preis, weil und solange Kapi­
tal Zinsen abwirft. Der Preis hat keine Tauschmittel-, sondern eine reine 
Hilfsfunktion: er drückt bei bestehendem Zinssatz den Wert aus, bei 
dem der Ertrag des Grundstücks mit dem einer anderen Kapitalanlage 
übereinstimmt. Er dient dazu, bei gegebenem Zinssatz zwei im Prinzip 
unendliche Reihen von Erträgnissen: die Bodenrente aus dem Grund­
stück und einen entsprechend hohen jährlichen Zinsertrag aus Kapital in 
Übereinstimmung zu bringen.

Leistung und Gegenleistung

Was rechtlich ein Kaufvertrag über ein Grundstück ist, bedeutet wirtschaft­
lich demnach den Tausch einer Ertragsquelle aus Boden gegen eine solche 
aus Kapital, den Tausch von laufender Bodenrente gegen laufenden Zinser­
trag. Grundstück und Kaufpreis stellen zwar rechtlich-formell die vertragli­
che Leistung und Gegenleistung dar; für die ökonomische Wirklichkeit sind 
sie jedoch nur die (notwendigen) Vehikel zum Transport von Zins und 
Rente.

Zins und Rente werden also gegeneinander getauscht. Was aber, wenn 
der Zinsertrag aus Kapital wegfällt? Dann gibt es auch für die Übertragung 
von Grundstücksnutzungen keine geeignete Gegenleistung mehr.

Weder der Boden noch die Bodennutzung können daher Gegenstand ge­
genleistungsabhängiger Geschäfte sein: der Boden nicht, weil er - wie wir
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noch sehen werden - keinen wirtschaftlichen Wert hat und die Bodennut­
zung nicht, weil sie als im Prinzip ewig sprudelnde Ertragsquelle einen Wert 
von Unendlich hat.

Der Boden als Ware

Nur ein außerhalb der Bodenordnung liegender Umstand, nämlich der, daß 
Kapital einen Zinsertrag abwirft, führt also dazu, daß Grundstücke Preise 
haben. Von der Bodenordnung her gesehen sind Grundstückspreise daher 
gewissermaßen illusionäre Größen, die allerdings zur Folge haben, daß 
Grund und Boden käuflich bzw. handelbar wird: ohne Preis kein Kauf! Der 
Boden wird dadurch sozusagen zur Ware, zwar nicht der Sache, wohl aber 
der Rechtsform nach!*

Ebenso wie die Grundstückspreise stellt auch der Kaufakt selbst eine Illu­
sion im Gewände der Wirklichkeit dar. Die Preise suggerieren die Vorstel­
lung, als würden Grundstücke ge- und verkauft. Die Realität besteht aber 
darin, daß nur die (knappe) Grundstücksnutzung-wertmäßig ausgedrückt: 
die Bodenrente - wirtschaftlich von Bedeutung und. daher Gegenstand des 
Grundstücksgeschäfts ist. In ihr erschöpft sich das wirtschaftliche Interesse 
der Beteiligten vollständig. Der Boden selbst bleibt gewissermaßen liegen. 
Für ihn interessiert sich niemand. Sein Wert ist - wie wir noch sehen werden 
- gleich Null. Als unverbrauchbares Gut gliedert er sich von selbst aus der 
wirtschaftlichen Betrachtung aus.

Allerdings sind auch die Bodennutzungen nur tausch- und handelbar, so­
lange sich Kapital verzinst. Fällt der Ertrag aus Kapital weg, so zeigt sich - • 
wie wir schon sahen - ihr einzigartiger Charakter, daß sie mit anderen Wirt­
schaftsgütern nämlich nicht vergleichbar und daher gegen diese auch nicht 
tausch- und handelbar sind. Ihre Zuordnung zu den jeweiligen Benutzern 
muß daher auch auf andere Weise als nach den Gesetzen des Kaufs, Tauschs 
oder Handels erfolgen. Ein freiheitliches Verfahren der Zuordnung der 
Grundstücksnutzungen zu den Bewirtschaftern, die eine im Allgemeininter­
esse liegende Bodennutzung optimal verwirklichen, ist eine der Hauptauf­
gaben, die durch eine Bodenreform gelöst werden müssen.

Enteignung und Entschädigung
Wenn der wirtschaftliche Wert des Bodens sich in der Bodenrente vollstän­
dig erschöpft, dann muß sozusagen als Gegenprobe eine Belastung des

* Die Parallele zum Lohnverhältnis, durch das die Arbeit ebenfalls sozusagen zur Ware wird, drängt sich auf, 
kann aber hier nicht weiter verfolgt werden (vgl. zu diesem Thema die Aufsätze von E. Behrens in »Fragen 
der Freiheit« Heft 28 und 86).
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Bodens in Höhe der Bodenrente den Boden wirtschaftlich entwerten und 
-seinen Preis auf Null herabdrücken. Stellen wir uns vor, der Ertrag aus 
Grund und Boden würde besteuert, und betrachten wir in nachstehender 
Tabelle* die Wirkung eines steigenden Steuersatzes auf den Preis eines 
Grundstücks, dessen Jahresertrag DM 1 000,— betrage.

Zinssatz Grundstückspreise 
DM

Bodenrente
DM

1 000,—
1 000,—
1 000,—
1 ooo — • 
1 000,—

Steuer Restrente
DM

. 1 000,— 
500,— 
100,— 
10,—

% %
20 000,— 
10 000,— 
2 000,— 

200,—

0 5
' 550

. 90 5
99 5

0,00 0,00100 5

Die Tabelle veranschaulicht noch einmal von einer anderen Seite her den 
Zusammenhang zwischen Bodenrente und Grundstückspreisen: jeweils nur 
die nach der Versteuerung verbleibende Restrente, d.h. der Nettoertrag ist 
für die Bewertung des Grundstücks von Bedeutung. Wird dieser durch die 
Steuer auf Null gedrückt, so gibt es für den Bodeneigentümer bzw. einen Er- • 
werber nichts mehr zu kapitalisieren, und der Preis für das Grundstück sinkt 
ebenfalls auf Null.

Hieran zeigt sich, daß der Boden selbst keinen wirtschaftlichen Wert hat, 
daß sich dieser vielmehr ausschließlich aus seiner Nutzbarkeit, d. h. aus der 
Bodenrente ableitet: es gibt eben außer der Bodennutzung nichts am Bo­
den, was einen wirtschaftlichen Wert darstellen könnte. Ob in Zeiten mit 
oder ohne Zins: wird die Bodenrente mittels einer Bodenrentensteuer oder 
auf andere Weise abgeschöpft, so sinken die Preise aller Grundstücke auf 
Null!

Daraus ergibt sich auch, daß eine Wegsteuerung der Bodenrente nach 
geltendem Verfassungsrecht eine wirtschaftliche Enteignung bedeuten und 
eine Entschädigungspflicht des Staates auslösen würde.

Aufschlußreich ist an dieser Stelle der Vergleich von Boden und Boden­
rente mit Kapital und Kapitalertrag: führt die allgemeine Konjunktur­
entwicklung oder aber eine Besteuerung zum allmählichen Sinken der 
Nettoerträge aus Kapital, so bleibt selbst im Extremfall eines Nettoertrages 
von Null dem Kapitalbesitzer immer noch der Kapitalbetrag selbst. Bringen 
ihm seine DM 20 000,— nicht mehr DM 1 000,— Ertrag im Jahr, sondern

* vgl. hierzu und zu der gesamten Thematik dieses Beitrags den Aufsatz von E. Behrens in »Fragen der Frei- 
heit« Heft 38, u.a. Seile 20 ff.
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nur noch DM-500,—,.DM 100,— oder garnichts mehr, so bleiben ihm doch 
immer noch die DM 20 000 selbst, die er als Tauschmittel verwenden 
kann, indem er sich z. B. ein Auto damit kauft. Im Gegensatz zum Boden 
verliert das Kapital somit nicht seinen wirtschaftlichen Wert, wenn es 
keinen Ertrag mehr abwirft. Sein Tauschwert bleibt vielmehr voll und ganz 
erhalten.

Eigentum

In den bisherigen Betrachtungen, in denen die Bodenfrage unter dem 
Gesichtspunkt der Preisbildung, des Leistungs- und Gegenleistungsver­
hältnisses, der Rechtsform des Übertragungsgeschäfts und der Enteig- 
nungs- bzw. Entschädigungsproblematik beleuchtet wurde, ergab sich die 
Notwendigkeit, zwischen dem Boden und der Bodennutzung zu unterschei­
den. Dabei gliederte sich der Boden ganz von selbst aus der wirtschaftlichen 
Betrachtung aus, während die Bodennutzung, finanziell ausgedrückt in der 
Bodenrente, als das allein wirtschaftlich in Betracht zu Ziehende hervortrat. 
Überlegungen zum Eigentum sollen nun die bisherigen Ausführungen 
abrunden!

Entkleidet man alle in der Vergangenheit zur Legitimation von Eigentum 
vorgebrachten Theorien ihres Beiwerks und führt man sie auf das Wesent­
liche zurück, so bleiben zwei Grundgedanken übrig:
1. die Rechtfertigung des Eigentums aus der Arbeit,
2. die Notwendigkeit des Eigentums für den Verbrauch.

Die Rechtfertigung des Eigentums aus der Arbeit hat geistesgeschichtlich 
• eine lange Tradition. Dieser soll hier jedoch nicht nachgegangen werden. Es 

mag der Hinweis genügen, daß die Arbeit als unmittelbarer Ausdruck der 
Individualität dem Stoff eine Prägung gibt, die es rechtfertigt, den damit 
entstandenen Gegenstand für die Dauer seiner Existenz dem Urheber un­
mittelbar und ausschließlich zuzurechnen.
, Die Notwendigkeit des Eigentums für den Verbrauch ist offensichtlich; 
der Verbrauchsvorgang, durch den eine Sache sozusagen in ihre Bestand­
teile aufgelöst wird, setzt, wenn er in der Gesellschaft legitimerweise von­
statten gehen soll, das Eigentum des Verbrauchers, d.h. sein Verwertungs­
recht voraus (vgl. § 903 BGB: »Der Eigentümer einer Sache kann, soweit 
nicht das Gesetz oder Rechte Dritter entgegenstehen, mit der Sache nach 
Belieben verfahren und andere von jeder Einwirkung ausschließen«).

Betrachtet man unter dem Gesichtspunkt der beiden Rechtfertigungen, 
von Eigentum die Bodenfrage, so ist offensichtlich, daß keine von beiden 
das Eigentum an Grund und Boden trägt: der Boden wird weder durch Ar-
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beit hergestellt noch führt sein Gebrauch zum Verbrauch^. Es sei an dieser 
Stelle daran erinnert, daß die ordnungspolitische Behandlung der Boden­
schätze nicht Gegenstand dieses Beitrags ist!).

Gebrauch und Verbrauch**
Gerade in diesem letzten Umstand, daß beim Boden der Gebrauch nicht 
zum Verbrauch führt, treffen sozusagen alle bisherigen Überlegungen zu­
sammen: da der Boden nicht verbrauchbar ist, kann es an ihm auch kein 
Verbrauchsrecht (Eigentum), sondern nur ein Nutzungsrecht geben. Es 
kann daher auch keinen Preis haben oder einer Ware bzw. einem Waren­
äquivalent (Tauschmittel) in einem Rechtsgeschäft als Gegenleistung 
gegenübergestellt werden. Grund und Boden ist daher von der Sache her 
unverkäuflich und steht überhaupt außerhalb des Wirtschaftskreislaufs.

Der Bodengebrauch dagegen, die Bodennutzung, in der sich sein Wert 
vollständig erschöpft, ist, da sie nicht zum Verbrauch des Bodens führt, so­
zusagen ein Ewigkeitswert, dessen Preis unendlich sein muß und der nur 
deswegen und solange, wie Kapital einen Zinsertrag abwirft, in einer end­
lichen Größe ausgedrückt werden kann. Da der Boden nur gebraucht und 
nicht verbraucht wird, der Gebrauch somit seinen wirtschaftlichen Wert 
erschöpft, führt eine Wegsteuerung der den Nutzungswert repräsentieren­
den Bodenrente zu einer vollständigen und entschädigungspflichtigen Ent­
eignung.

Zusammenfassung
Fassen wir zusammen:
1. Alles ist letztlich davon abzuleiten, daß der Gebrauch des Bodens nicht 

zu seinem Verbrauch führt. Ordnet man die rechtlichen und wirtschaftli­
chen Verhältnisse entsprechend diesem Grundtatbestand, so gibt es kein

* Ohne hierin einer Fußnote eine neue Wertlehrc aufstellen zu wollen, sei doch hingewiesen auf die Parallele 
zwischen Eigentumsbegründung und Wert. Wertbildend ist die Arbeit, wertauflösend der Verbrauch. Es 
sind also die gleichen Faktoren, die auch das Eigentum begründen, was auf einen inneren Zusammenhang 
von Wert und Eigentum, aber auch Arbeit und Verbrauch deutet. Auch verwundert es nicht mehr, daß der 
Boden selbst nicht nur nicht eigentumsfähig ist. sondern auch wirtschaftlich keinen Wert hat (vgl. den Ab­
schnitt über Enteignung und Entschädigung).

** Schon Thomas von Aquin unterscheidet zwischen Gegenständen, deren Gebrauch in ihrem Verbrauch 
liegt, und solchen, bei denen dies nicht der Fall ist. Die Unterscheidung ist für ihn im Rahmen der Zinspro­
blematik von Bedeutung {vgl. Summa theologica Band 18, 78. Frage, 1. Artikel). Es heißt dort u.a. »Und 
so besteht der eigentliche und hauptsächliche Gebrauch des Geldes in seinem Verbrauch....«. Es zeichnet 
sich hier eine Polarität von Geld und Boden ab. Andererseits gibt es eine Parallele zwischen Boden und 
Darlehen, da beider Gebrauch nicht zu ihrem Verbrauch führt, denn zumindest unter wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten werden Spargelder (Darlehen) nur aufgenommen und investiert, wenn über die Abschrei- 
bungendieTilgungunddamit der Werterhalt gesichert erscheint, also gewissermaßen kein Verbrauch (die­
ser wäre hier Verlust) stattfindet, andererseits ist die Vorstellung nicht von der Hand zu weisen, den Boden 
als Leihgabe, als anvertrautes Gut und insofern darlehensähnlich anzusehen.
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Eigentum am Boden mehr, sondern nur noch Nutzungsrechte; es gibt 
keine Preise, sondern nur noch Pachten oder ähnliche Nutzungsentgelte; 
es gibt keinen Grundstückshandel, sondern stattdessen ein Verfahren 
der Zuordnung der Bodennutzung zum besten Bewirtschafter.

2. Da der Gebrauch des Bodens nicht zu seinem Verbrauch führt, ist bei 
ihm streng zu unterscheiden zwischen dem Grundstück selbst und seiner 
Nutzung. Die Nutzung existiert zwar nicht unabhängig vom Grundstück, 
aber sie schöpft es nicht aus; sie blockiert es nur!
Dagegen ist bei Waren, die durch Arbeit entstehen und durch Gebrauch 
vergehen (verbraucht werden), die Unterscheidung zwischen dem Ge­
genstand und seinem Gebrauch überflüssig, ja unmöglich. Die Ware als 
wirtschaftlicher Wert kann von ihrer Nutzung nicht getrennt werden. Bei 
ihr ist der Verbrauch - wirtschaftlich gesehen - identisch mit dem Gegen­
stand selbst: er schöpft ihn aus und stellt seine Auflösung in derZeit dar.

3. Der Boden als Lebensgrundlage der Menschen gliedert sich von selbst 
aus dem wirtschaftlichen Geschehen aus. Sein Wert ist gleich Null. Er hat 
keinen Preis. Wirtschaftlich allein von Bedeutung ist die Bodennutzung. 
Knappheit macht sie zu einem wirtschaftlichen Wert, der in der Boden­
rente ausgedrückt wird. Die Bodenrente als ein im Prinzip ewig fließen­
der Ertragsstrom hat einen Wert von unendlich, weil es auf Erden kein 
ihr vergleichbares Wirtschaftsgut gibt.

4. Nur weil und solange Kapital Zins abwirft, hat der Boden einen Preis. 
Steigen die Zinsen, so sinken die Bodenpreise; sinken die Zinsen, so stei­
gen die Bodenpreise. Sinkt der Zins auf Null, so steigen die Bodenpreise 
auf unendlich.

5. Boden und Preise sind beim Grundstückskauf nicht der eigentliche Ge­
genstand des Geschäfts, sondern lediglich die Vehikel, die die Tauschge­
genstände, um die es geht, nämlich die Bodenrente und den Kapitaler­
trag, ins Gleichgewicht bringen.
Dem Boden tritt das Geld daher nicht als Tauschmittel, sondern als Ka­
pital gegenüber. Bodenpreise stellen demgemäß auch nicht den Gegen­
wert für das Grundstück, sondern als zinsbringendes Kapital den Gegen­
wert für die kapitalisierte Bodenrente dar.

6. Solange es Grundstückspreise gibt, ist der Boden als solcher handelbar 
und wird gewissermaßen zur Ware. Das typische Rechtsgeschäft in einer 
neuen Bodenordnung wird jedoch nicht die Eigentumsübertragung 
durch Kauf sein, sondern die Abtretung des Nutzungsrechts aufgrund ei­
nes Verfahrens, das tendenziell den Boden dem besten Nutzer zuordnet.

7. Eigentum an Grund und Boden ist nicht legitim, da. der Boden nicht 
durch Arbeit hervorgebracht wird, und es ist auch sachlich nicht möglich, 
da der Gebrauch des Bodens nicht zu seinem Verbrauch führt.
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Soweit eine neue Bodenordnung mit Eigentum an Grundstücken arbei­
tet, handelt es sich der Sache nach stets um Nutzungs-, nicht um Verwer­
tungsrechte!

8. Da der wirtschaftliche Wert des Bodens sich in seiner Nutzbarkeit er­
schöpft und nicht - wie beim Kapital - nach Wegfall des Ertrags noch ein 
Wert übrig bleibt, stellt schon die Wegsteuerung der Bodenrente eine 
wirtschaftliche Enteignung dar, die nach geltendem Verfassungsrecht 
nur in Verbindung mit einer Entschädigung zulässig ist.

9. Rechtliche und wirtschaftliche Logik führen dazu, die Erde nicht als 
Eigentum, sondern als anvertrautes Gut zu sehen, das zu nutzen, nicht 
aber zu verwerten ist!

Anhang: Die Bodenrente

Bezugsgröße für die Bodenrente ist der Boden als Teil der Erdoberfläche, 
während die Bodenschätze in diesem Beitrag nicht in die Betrachtung einbe­
zogen werden. Die reine Fläche also ohne Bodenschätze, aber auch ohne In­
vestitionen, wird hier als Boden bzw. Grundstück verstanden.

Die Grundstücke unterscheiden sich nach ihrer - wirtschaftlichen und 
ideellen - Nutzbarkeit, die beeinflußt wird
a) durch Merkmale, die dem Grundstück selbst anhaften wie insbesondere

- die Bodenqualität und -fruchtbarkeit (vor allem im Hinblick auf land­
wirtschaftliche Nutzung)

- die physische Lagerung des Grundstücks (eben, hügelig, Steillage 
usw.)

b) durch Merkmale, die an die Lage des Grundstücks, d. h. an seine Bezie­
hungen zur Umgebung anknüpfen wie z. B.
- die verkehrsmäßige Erschließung
- die Nähe zu Ballungsräumen
- die Nähe zu Erholungsräumen usw.

' c) durch Merkmale, die unter den verschiedensten Aspekten für die Wert­
schätzung eines Grundstücks von Bedeutung sind: seien es natürliche 
Merkmale wie das Klima, die Luftqualität, die reizvolle Landschaft usw. 
oder auch die wirtschaftlichen (z.B. Steuerbelastung), rechtlichen (z.B. 
Bauvorschriften) und politischen (z. B. Stabilität oder soziale Unruhen) 
oder sonstige, auch kulturelle Bedingungen und Umstände in der Re­
gion bzw. in dem Staat, in dem das Grundstück liegt, 

d) durch Rechtsvorschriften, die die Nutzbarkeit der Grundstücke be­
schränken, vorschreiben oder jedenfalls regeln (z.B. Bebauungspläne, 
Baugebote, Bodenschutzvorschriften usw.).
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Die Grundstücke in ihrer unterschiedlichen Nutzbarkeit stellen sozusa­
gen das Angebot dar, wobei in unserer heutigen Bodenordnung, die das 
Horten von Grundstücken zuläßt, nur von einem potentiellen Angebot ge­
sprochen werden kann, hinter dem das tatsächliche Angebot leider weit zu­
rückbleibt. Das hängt damit zusammen, daß dem Grundstückseigentümer, 
der sein Grundstück weder optimal nutzt noch es anbietet, zwar ein Gewinn 
entgeht, aber kein Verlust entsteht. Er verliert nichts, wenn er es nicht voll­
ständig nutzt bzw. nicht anbietet. Es wird eine der wichtigsten Aufgaben ei­
ner Bodenreform sein, sicherzustellen, daß alle Grundstücke, die nicht oder 
nicht ausreichend genutzt werden, obwohl Bedarf besteht, einem besseren 
Nutzer nicht vorenthalten werden können, d.h. daß die Inhaber dieser 
Grundstücke oder spätestens deren Rechtsnachfolger oder Erben unter 
einen gewissen wirtschaftlichen Druck gesetzt werden, das Grundstück ent­
weder selbst (besser) zu nutzen oder sich von ihm zu trennen.

Die Nachfrage mit ihren millionenfachen Nutzungsvorstellungen richtet 
sich auf die Grundstücke, entsprechend deren unterschiedlicher Nutzbar­
keit, mit unterschiedlicher Intensität. Als Bodenrente bezeichnet man dabei 
das laufende Entgelt, das ein Nutzungsinteressent für die reine Bodennut­
zung an den Verfügungsberechtigten, durchweg also an den Eigentümer zu 
zahlen hat. Am deutlichsten wird dies, wenn man sich vorstellt, alle Grund­
stückseigentümer hätten ihre Grundstücke an den Meistbietenden verpach­
tet. Die Pacht entspricht dann der Bodenrente des Grundstücks.

Wie hoch werden die Pachten sein? Sie spiegeln die Knappheit der ange­
botenen Nutzungsmöglichkeiten, d.h. die relative Angewiesenheit der 
Nachfrage wider. Relative Angewiesenheit deshalb, weil die Nutzungsinter­
essenten immer noch Ausweichmöglichkeiten haben. Überzieht der Eigen­
tümer seine Forderungen, weicht der Pächter auf das für ihn nächstgünstige 
Grundstück aus. Ein anderer, der dieses Grundstück vielleicht ebenfalls 
gern gepachtet hätte, weicht infolgedessen auf ein noch weiteres. Grund­
stück aus, bis zum Schluß die äußerste Linie der genutzten Grundstücke, die 
sogenannte Nutzungs- oder auch Produktionsgrenze etwas hinausgescho­
ben wird.

Diese Grenze, an der für Bodennutzung so gut wie nichts bezahlt zu wer­
den braucht, ist nicht nur geographisch zu sehen. Sie besteht auch da, wo 
z.B. die bisher betriebene Landwirtschaft, für die die Bodennutzung durch 
die verstärkte Konkurrenz weiterer Nutzungsinteressenten teurer wird, auf 
intensivere Anbaumethoden umsteigt, oder wo durch steigende Grund­
stückspreise das Bauen in die Höhe wirtschaftlich sinnvoll wird. Die Mög­
lichkeit, auf solchen Grenzboden bzw. auf bodensparende Nutzung überzu­
gehen, stellt für die Bodennutzer den entscheidenden Rückhalt bei ihren 
Verhandlungen mit den Eigentümern dar.
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Das Ergebnis ist eine Staffel von relativen Nutzungsvorteilen, die auf dem 
kaum nachgefragten Grenzboden aufbaut und in den ersten Lagen unserer 
Großstädte ihre Gipfelpunkte findet. Der finanzielle Ausdruck der Nut­
zungsvorteile ist die Bodenrente. Diese kann nicht höher sein als sie ist, weil 
sonst die Nutzer von der Ausweichmöglichkeit Gebrauch machen. Sie kann 
aber auch nicht niedriger sein, als sie ist, weil sonst der Eigentümer/Anbie­
ter etwas verschenken und den Knappheitswert des Grundstücks nicht reali­
sieren würde. Es blieben für das Grundstück mehrere Nutzungsinteressen­
ten, zwischen denen er nicht mehr nach finanziellen Gesichtspunkten aus­
wählen könnte.

Die Bodenrente ist also eine aus Angebot und Nachfrage nach Grund­
stücksnutzungen sich ergebende Rente, die die Knappheit der Bodennut­
zungen zum Ausdruck bringt. Sie ergibt sich aus dem vorhandenen Grund­
stücksbestand mit seinen aufgeführten Merkmalen einerseits und der gesell­
schaftlichen Situation und Entwicklung, insbesondere der Bevölkerungs­
dichte sowie der Höhe des Volkseinkommens andererseits. Sie beruht nicht 
auf der Leistung Einzelner, sondern ist nach Maßgabe der o.g. Umstände 
ein reines Knappheitsphänomen. Für den Grundstückseigentümer stellt sie , 
wie der Zinsertrag für den Kapitalbesitzer ein arbeitsloses Einkommen dar. 

Ziel einer Bodenreform muß es sein,
- das gleiche Recht aller Menschen auf Zugang zum Boden zu realisieren, 

in dem sie eine Tendenz der Zuordnung der Grundstücke zum besten Be­
wirtschafter auslöst,

- das gleiche Anrecht aller Menschen auf Teilhabe am Boden wirtschaftlich 
durch eine gleichmäßige Verteilung der Bodenrente auf den Kopf der Be­
völkerung zu verwirklichen.
Die weltgeschichtlichen Veränderungen unserer Zeit hängen in viel wei­

tergehendem Umfang, als allgemein bemerkt wird, mit der ungelösten Bo­
denfrage zusammen. Es ist an der Zeit, daß das Problem in der Öffentlich­
keit wieder als solches erkannt und empfunden wird, damit der Wille zu ei­
ner freiheitlichen und gerechten Gestaltung dieses Sozialbereichs zu einem 
politischen Faktor wird, der schließlich die Realisierung in der offiziellen 
Politikerzwingt.
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Das dänische Beispiel der Bodenwertsteuer*
Beate Dieterich-Buchwald

I. Zur Vergleichbarkeit des dänischen Boden- und Planungsrechts 
mit dem der Bundesrepublik

In Dänemark wird seit Jahrzehnten eine Bodenwertsteuer erhoben. Um mit 
Blick auf das deutsche Bodenrecht das dänische Beispiel zur Diskussion 
stellen zu können, sollen vorab ein paar Worte zur Vergleichbarkeit der tat­
sächlichen und rechtlichen Vorgaben gesagt werden.

Bodenrechtliche Zielbestimmungen können eine etwas andere Richtung 
haben in einem Land, das nur halb so dicht besiedelt ist wie die Bundesrepu­
blik (119 EW/km2). Wenn der Boden nicht so knapp ist, mag auch der 
- überall in Europa, ja, in der ganzen Welt anzutreffende - Wunsch, ein 
eigenes Heim zu bewohnen, leichter erfüllbar sein: 55 % der Dänen wohnen 
im Eigenen (bei uns 40%); die dänische Durchschnittsfamilie lebt im eige­
nen Einfamilienhaus. '

Da Bodenrecht und Planungsrecht miteinander verzahnt sind, auch einige 
Worte zum dänischen Planungsrecht. Es ist mit dem deutschen Planungs­
recht in etwa zu vergleichen. In Dänemark ist alles Land eingeteilt in Stadt­
zonen, Ferienhausgebiete und Landzonen; das entspricht in etwa unserem 
Innen- und Außenbereich. Das Gesetz über die Landes- und Regionalpla­
nung sieht die Aufstellung von Regionalplänen (für die 14 Amtskommunen 
wie für die Hauptstadtregion) vor, ferner von Kommunalplänen, die unse­
ren Flächennutzungsplänen entsprechen, und von Lokalplänen, unseren 
Bebauungsplänen entsprechend.

Für in den Stadtzonen gelegene Grundstücke von mehr als 6.000 m2 be­
steht der Gemeinde gegenüber eine Anbletungspflicht, wenn der Eigentü­
mer sein Grundstück verkaufen will.

II. Bodensteuergesetze

Nun zu den Gesetzen, die die Besteuerung von Grund und Boden betreffen.
Ursprünglich waren die Bodensteuern Naturalverpflichtungen, die dem 

Bodenertrag entsprechend erhoben wurden; sie wurden später in Geldlei­
stungen umgewandelt. Bereits 1922 wurden in Dänemark Grundsteuern mit 
unterschiedlichen Sätzen für Boden und Gebäude eingeführt.

* Diskussionsbcürag anläßlich der Tagung des Seminars für Freiheitliche Ordnung in Bad Boll am 23. 9.1990.
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1. Heute werden nach dem Kommunalgrundsteuergese.tz von 1961 Steuern
nur auf den Bodenwerl erhoben, und zwar:
- Die Gemeindesteuer von allen in der Gemeinde liegenden Grundstük- 

ken mit Ausnahme bestimmter öffentlicher Grundstücke und gewisser 
Grundstücke für soziale Zwecke.
Steuerbefreiungen - ganz oder teilweise - sind möglich z.B. für land­
wirtschaftliche Grundstücke, für Einfamilienhäuser und Reihenhäu­
ser gemeinnütziger Baugesellschaften, für Grundstücke unter Denk­
malschutz oder auch für private Grundstücke, die nicht bebaut werden 
sollen.
Die Steuer wird vom reinen Bodenwen berechnet, also nach Abzug 
des Wertes der Investitionen. Den vom Bodenwert zu zahlenden Pro- 

‘mille-Satz legt die Gemeinde im Haushaltsplan fest. Er ist in den 
einzelnen Gemeinden unterschiedlich, sehr hoch mit 50 Promille in 
Kopenhagen. Frederiksberg z.B., obgleich in der Hauptstadtregion 
gelegen, nimmt nur 36 Promille. Die Mehrzahl der Gemeinden setzt 
zwischen 5 und 17 Promille fest. Die Tendenz ist, daß in großen Städ­
ten und in Gemeinden mit vielen Sommerhäusern der Promille-Satz 
höher ist als in Landgemeinden - die Landwirtschaft will man schonen.

- Daneben wird eine Kreisbodensteuer erhoben. Die Kreise sollen die 
Hälfte ihres Steuerbedarfs mit der Bodenwertsteuer, die andere 
Hälfte mit der Einkommensteuer decken. Für diese Steuer werden 10- 
15 Promille des Bodenwerts durch ein besonderes »Gesetz über die Aus­
schreibung der Kreisbodensteuer« festgesetzt. Ausnahmen und Befrei­
ungen gelten wie bei der Gemeindebodensteuer. Hier wird die Absicht 
deutlich, neben den Lohn- und Gehaltsempfängern auch die Grundei­
gentümer zu den Ausgaben des Kreises heranzuziehen: neben der Arbeit 
wird Bodeneigentum als gleichwertige Steuergrundlage angesehen.

- Neben diesen Steuern können die Gemeinden Deckungsabgaben er­
heben als Beitrag zu ihren Ausgaben, und zwar für die von der Boden­
wertsteuer ausgenommenen staatlichen Grundstücke (für Boden und 
Gebäude) wie auch für bestimmte gewerblich genutzte Grundstücke 
(nur vom Gebäudewert). Die Deckungsabgaben werden aber längst 
nicht in allen Gemeinden erhoben.

- Außerdem gibt es im dänischen Recht eine Art Planungswertaus­
gleich, die Freigabesteuer. Sie wird erhoben für gärtnerische oder land­
wirtschaftlich genutzte Grundstücke, die in eine Stadtzone oder ein 
Ferienhausgebiet einbezogen werden. Diese Steuer fällt zur Hälfte der 
Gemeinde und zur Hälfte dem Staat zu. Der sogenannte Freiabgabe­
wert wird bis zu Beträgen von 200.000,- Dan. Kr. mit 40%, darüber 
mit 60% besteuert.
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Das Grundeigentum kann auch in weitere Steuern einbezogen sein. 
Bei der Kermögercstewer besteht ein Freibetrag von 1 Mio. Dän. Kr., so 
daß Einfamilienhausgrundstücke normalerweise nicht darunter fallen. 
Bei der Einkommensteuer wird allerdings der Nutzwert der eigenen 
Wohnung berechnet, und zwar wesentlich stärker, als das bei uns sei­
nerzeit der Fall war.
Abzugsmöglichkeiten der Bodenwertsteuer von der Einkommen­
steuer gibt es seit 1985 nicht mehr. Andererseits können in Dänemark 
aber Schuldzinsen im vollen Umfang vom Einkommen abgesetzt wer­
den.

2. Die Bewertung des Grund und Bodens ist im Bewertungsgesetz von 1922 
geregelt, das auch die Organisation der Bewertungsbehörden bestimmt. 
Die unterste Bewertungsbehörde ist der Bewertungsrat, bestehend aus 
einem Vorsitzenden und vier bis acht Gutachtern, die von der Kommu­
nalvertretung gewählt werden. Die obere Bewertungsbehörde ist das 
Staatssteuerdirektorat. Über Streitfälle entscheidet das Nationale Steuer­
gericht.
Grundlagen der Bewertung sind verschiedene Register mit Datensamm­
lungen sowie eine Selbsteinschätzung der Eigentümer. Seit 1977 sind alle 
Grundlagendaten im zentralen Computer in Kopenhagen gespeichert, 
sie werden laufend ergänzt und berichtigt. Dabei gibt der Computer die 
Zahlen aus, die dann von den örtlichen Behörden gegebenenfalls korri­
giert werden. Dieses System ist genau umgekehrt zur bei uns üblichen 
Korrektur: in Dänemark wird von unten nach oben korrigiert. Auskunfts­
pflichtig für neue Daten sind alle Behörden, aber auch z.B. Versiche­
rungsgesellschaften, Geldinstitute und andere. Da es dadurch veraltete 
Daten nicht gibt, wird die Bodenbewertung als problemlos angesehen. 
Die Bodenpreisentwicklung wird ständig statistisch festgehalten und 
zweimal jährlich veröffentlicht. In Dänemark werden Grundstücksdaten 
nicht als personenbezogene, sondern als grundstücks-, als sachbezogene 
Daten angesehen.
Die Bewertungsregeln sehen vor:
- Alle vier Jahre wird eine Bewertung aller Grundstücke vorgenommen, 

die also etwa einer Hauptfeststellung entspricht. Zwischenzeitlich 
wird neu bewertet, wenn Änderungen Vorkommen, z. B. Umzonung.

- Jährlich werden (seit 1982) die Werte an veränderte Preisverhältnisse 
angepaßt.

- Es werden jeweils zwei Werte ermittelt: Der Gesamtwert (Boden und 
Gebäude) und der reine Bodenwert.

- Durch diese Bodenwertermittlung stimmen in der Regel Steuerwert 
und Verkehrswert überein.
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Hl. Wirkungen der Boden wertsteuer

Es muß gesehen werden, daß die Bodenwertsteuer in Dänemark nicht ein­
geführt wurde, um damit bodenpolitische Ziele zu erreichen, sie war 
schlicht finanzpolitisch bedingt: das Steueraufkommen sollte vermehrt wer­
den. Heute wird in Dänemark 3 % des Steueraufkommens durch die Boden­
wertsteuer erreicht, in Deutschland wird kaum halb so viel durch die Grund­
steuer bestritten.

Im übrigen sind sich dänische Planer und Finanzpolitiker einig, daß die 
Planung die Bodenwerte bestimmt, nicht etwa die Steuern.

Dennoch sind bodenpolitische Effekte feststellbar, die sich sozusagen von 
selber eingestellt haben:
1. Die Bodenpreise sind viel niedriger als bei uns, sie erreichen nur etwa 

30% unserer Preise, d.h., Dän. Kr. ist gleich DM. Aber auch in Däne­
mark war lange ein kräftiger Anstieg der Bodenpreise zu verzeichnen. 
Daß die Preise bei weitem nicht unser Niveau erreicht haben, ist nicht al­
lein auf die Bodenwertsteuer zurückzuführen, sondern vor allem darin 
begründet, daß Boden nicht so knapp ist.

2. Vorhandenes Baurecht wird genutzt, Baulücken gibt es kaum. In aller 
Regel werden brachliegende Flächen schnell wieder bebaut.

3. Grundstücke und Gebäude werden saniert und instandgehalten. Wenn 
man eine Bodensteuer zahlen muß, ist Anreiz gegeben, das Eigentum 
nicht verkommen zu lassen.

4. Spekulation mit Grundstücken ist zwar vorgekommen, aber sehr viel sel­
tener als in Deutschland. Das Horten von Grundstücken ist bei privaten 
Eigentümern so gut wie unbekannt.

Weitere bodenpolitische Wirkungen, die theoretisch mit einer Bodenwert­
steuer erzielt werden könnten, sind in Dänemark nicht feststellbar. So ist 
der Zugang zum Bodeneigentum zwar leichter als bei uns, die Eigentümer­
quote ist hoch, aber die Gründe dafür liegen darin, daß einmal der Boden 
nicht so knapp ist, zum andern vor allem darin, daß Schuldzinsen vom Ein­
kommen absetzbar sind und damit ein Anreiz gegeben ist, sich - bei hoher 
Steuerlast - für Wohneigentum zu verschulden. Sparsamer Bodenverbrauch 
war in Dänemark lange kein Thema. Grundstücke für den Einfamilienhaus­
bau wurden mit 700-1.000 m2 ausgewiesen. Erst seit neuestem werden aus 
ökonomischen wie aus ökologischen Gründen auch kleinere Baugrund­
stücke gebildet.

Gilt die Bodenwertsteuef in Dänemark als erhebliche Belastung der 
Eigentümer?

Die Dänen sind seit Jahrzehnten an diese Art der Bodenbesteuerung 
gewöhnt, sie nehmen sie als etwas normales hin. Es wird weder darüber
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gestritten, noch werden große Worte verloren. Allerdings ist auch hier eine 
soziale Sicherung eingebaut: Rentner über 67 Jahre können sich die Boden­
wertsteuer lebenslang stunden lassen, sie wird dann erst mit dem Erbfall 
fällig.

Daß die Bodenwertsteuer nicht alle weiteren allokationspolitischen 
Instrumente entbehrlich macht, zeigt die Freigabesteuer: Planungswert- 

- Zuwächse werden in Dänemark zusätzlich besteuert.

IV. Übertragbarkeit

Abgesehen davon, daß in Deutschland bei den immens hohen Bodenprei­
sen und der Knappheit von Bauboden weitere Wirkungen einer Bodenwert­
steuer nicht ausgeschlossen wären, reichten die in Dänemark zu verzeich­
nenden Erfolge schon aus, den Sinn einer solchen Steuer bei uns zu begrün­
den:
- kein Horten von Grundstücken,
- keine Baulücken,
- kaum Spekulation mit Grund und Boden,
- gute Ausnutzung vorhandenen Baurechts,
- Instandhaltung.
Diesen Wirkungen wäre bei uns noch wesentlich mehr Gewicht beizumes­
sen, als es in Dänemark der Fall ist, wenn man bedenkt, daß gerade in letzter 
Zeit die Diskussion um die Ausnutzung vorhandener Baulandpotentiale im 
bebauten Bereich aus Gründen der Schonung des Freiraums wie auch der 
Beschaffung von Wohnbauland wieder mächtig zugenommen hat. Und be­
sonders im DDR-Gebiet könnten diese Wirkungen wesentlich zur Gesun­
dung der Städte beitragen.

Die Mitwirkenden dieses Heftes:

Hans HoffmannFritz Andres
Bodenacker 30,Dhaunerstraße 180, 6570 Kirn
CH-3065 BollingenrEckhard Behrens

Bergstraße 29, 6900 Heidelberg Albrecht Röster, Rechtsassessor 
Keplerstraße 33,
7300 EsslingenBeate Dieterich-Buchwald

Crispinstraße 50, 4600 Dortmund 50
Dr. med. Heinz-Hartmut Vogel

Roßauchert 6,7325 Bad BollThomas Farfsing
Pflügersgrundstraße 33, 6800 Mannheim
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Brüderliche Bodenordnung
Eckhard Behrens

Jeder Mensch, der auf dieser Erde geboren wird, braucht Zugang zum Bo­
den, um irgendwo wohnen und arbeiten zu können. Der Neuankömmling 
darf nicht in der Situation sein, daß die Welt schon vollständig an vor ihm 
Geborene weggegeben ist. Es muß ein verfassungsrechtlich zu sichernder 
Anspruch auf Zugang zum Boden geschaffen werden. Dieser Anspruch 
steht jedermann zu, nicht nur den Staatsbürgern; er ist ein Menschenrecht. 
Das internationale Recht kann dieses Menschenrecht auf unterschiedliche 
Weise gewährleisten, z.B. indem es jedem Menschen eine Staatsbürger­
schaft und den Zugang zum Boden dieses Staates als Staatsbürgergrund­
recht sichert. Ein konsequent ausgestalteter rechtlicher Rahmen ist unver­
zichtbar, aber er reicht zur Gewährleistung eines menschenwürdigen Ver­
hältnisses der Menschen zum Boden noch nicht aus.

Darüberhinaus muß wirtschaftlich ein »Käufermarkt« hergestellt wer­
den, auf dem der Zugang zu Bodennutzungen immer angeboten wird. Jeder 
Mensch braucht Wahlmöglichkeiten für seine Standortentscheidungen; er 
darf nicht irgendwo mit den Grundbedürfnissen Wohnen und Arbeiten an 
bestimmte Grundstücke gebunden sein; er darf nicht als Leibeigener boden­
gebundenes Zubehör eines Grundstücks werden, das anderen gehört. Solche 
gesellschaftlichen Zustände hat es in der Geschichte vielfältig gegeben, und uns 
droht die Gefahr, daß der Boden wieder unverkäuflich teuer wird und daß 
sich die Gesellschaft re-feudalisiert, wenn wir dem ökonomischen Ideal nä­
her kommen, daß durch Vollbeschäftigung eine ungehemmte Kapitalver­
mehrung erfolgt, die zu sinkenden Zinsen führt. Denn sinkende Zinsen be­
deuten steigende Bodenpreise; das Kapital drängt dann anlagesuchend in 
den Boden. Die durchaus mögliche Lösung des Zinsproblems wird die 
Bodenfrage verschärfen. Die Bodenfrage muß daher zuerst gelöst werden.

Das Privateigentum am Boden: Plus und Minus

Breit gestreutes Privateigentum an Grundstücken bietet Wahlmöglichkei­
ten zum Erwerb von Bodennutzungsrechten, sei es durch Kauf, Pacht oder 
Miete. Aber das Privateigentum bedeutet auch, daß die Welt schon wegge­
geben ist, wenn der Neuankömmling ankommt. Bisher hat er nur rechtlich, 
nicht aber ökonomisch die Chance, die benötigte Bodennutzung zu erwer­
ben. Das Problem liegt also nicht im rechtlichen, sondern im ökonomischen 
Bereich.
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Das grundsätzliche Ziel

Ein Ideal wäre die Gleichverteilung des Bodens in der Gesellschaft. Jeder 
Todesfall und jede Geburt müßte eine Umverteilung in Gang setzen. Wenn 
sich die Menschen vermehren, werden die Grundstücke kleiner; wenn sie 
weniger werden, werden die zugeteilten Grundstücke größer. In kleinen 
überschaubaren Völkern mag man nach solchen Prinzipien verfahren,,ins­
besondere wenn man sich damit begnügt, die Umverteilung nur von Zeit zu 
Zeit nach groben Maßstäben durchzuführen: mindestens einmal in jeder 
Generation und bezogen auf die Familien, die intern ausgleichen sollen, was 
Geburt und Tod an Anlässen zu Umverteilungen schaffen.

Man kann den Boden in modernen Industriegesellschaften nicht in natura 
ständig umverteilen in der Gesellschaft. Aber es können Verhältnisse ge­
schaffen werden, in denen Bodennutzungen jederzeit angeboten werden 
und jeder Mensch über gleich viel Mittel für die Anschaffung von Bodennut­
zungen verfügt. Die Gleichverteilung ist durch Geld herstellbar, wenn jeder 
für die in Anspruch genommenen Bodennutzungen gemäß ihrem Knapp­
heitswert laufend bezahlen muß, sodaß er sich bescheidet, und die aufkom­
menden Mittel zu gleichen Teilen auf die Bevölkerung verteilt werden. 
Irgendwann einmal in ferner Zukunft wird die Bodenrente sogar weltweit 
gleich unter den Menschen verteilt werden ohne Rücksicht auf den Ort der 
Geburt oder des Aufenthalts. Die Erde ist das Erbteil des gesamten Men­
schengeschlechts. Wir müssen aus dieser Erkenntnis nur noch die rechtli­
chen und ökonomischen Konsequenzen ziehen.

Brüderliche Verteilung der Bodennutzungen und der Bodenrente

Durch die Bevölkerungsvermehrung werden die Bodennutzungen immer 
knapper und teurer; wir müssen immer enger zusammenrücken. Das ist eine 
unumgängliche Notwendigkeit, weil die Erde mit dem Wachstum der 
Menschheit nicht größer wird. Wir müssen uns die Bodennutzungen brüder­
lich teilen und dazu Knappheitspreise zulassen, um der Gefahr der Politisie­
rung oder Bürokratisierung der Bodenverteilung vorzubeugen, die die indi­
viduelle Chance zerstören würden, den eigenen Lebensweg auf dieser Erde, 
das heißt die Wohn- und Arbeitsstandorte selbst zu bestimmen und so oft 
wie wünschenswert zu wechseln. Der Knappheitspreis für die Nutzungeines 
Grundstücks bewirkt, daß es nur noch einer von allen nutzen will; anderer­
seits bewirken echte Knappheitspreise, daß jedes Grundstück einen Nutzer 

' findet, wenn keines von der Nutzung zurückgehalten wird.
Zugleich müssen wir aber dafür sorgen, daß sich an der natürlichen 

Knappheit des Bodens niemand bereichern kann. Wo das wirtschaftlich
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möglich wird, blüht bald eine unerträgliche Spekulation. Deshalb müssen 
die Entgelte für Bodennutzungen bei den jeweiligen Bodeneigentümern für 
die Allgemeinheit abgeschöpft werden; geschieht dies nach Maßgabe der er­
zielbaren Bodenrente, dann entsteht ein Angebotsdruck, ein Käufermarkt 
für Bodennutzungen. Eine spekulative Zurückhaltung des Bodens ist den 
Eigentümern dann nicht mehr möglich. Der Wettbewerb der Bodeneigen­
tümer richtet sich darauf, in jedem Falle einen Nutzer zu finden und zwar 
nach Möglichkeit den Nutzer, der die höchste Bodenrente bezahlt. Die 
Bodeneigentümer lösen also das volkswirtschaftliche Problem, die Knapp­
heitspreise für die Nutzung jedes einzelnen Grundstücks herauszufinden.

Wird die bei den Bodeneigentümern für die Allgemeinheit eingezogene 
Bodenrente auf die Bevölkerung brüderlich, das heißt zu gleichen Teilen 
wieder verteilt, dann werden alle Menschen in Stand gesetzt, sich am Wett­
bewerb um Bodennutzungen zu beteiligen. Niemand ist dann mehr vom Er­
werb von Bodennutzungen ökonomisch ausgeschlossen. Jeder Mensch hat 
rechtlich und auch ökonomisch die gleiche Chance, Bodennutzungen nach 
eigener Wahl im Wettbewerb mit seinen Mitmenschen zu erwerben.

Bisherige Vorschläge zur Bodenreform

Leicht verständlich ist der Vorschlag, die politische Gemeinde möge den 
Boden nach und nach zurückkaufen und an die Bürger nur noch im Erbbau­
recht oder Erbpachtrecht zur Nutzung auf Zeit und gegen - grundsätzlich 
höchstmögliches - Entgelt vergeben. Jede Gemeinde, die so handelt, wird 
zu einer Insel der Seligen. Je stärker ihre weltwirtschaftliche Verflechtung 
durch Tourismus oder Rohstoffexporte ist, umso mehr beutet sie über ihren 
Boden den Rest der Welt zu ihren Gunsten aus - wie jeder kleine egoistische 

. Privateigentümer heute auch. Ein großer Nachteil ist die rechtlich zwar ge­
löste, aber doch schwierige Trennung des Eigentums am Boden einerseits 
und dem darauf errichteten Haus oder den angebauten Pflanzen anderer­
seits.

Diese Schwierigkeiten vermeidet der Vorschlag der Bodenwertsteuer, 
mit der den weiterhin privaten Bodeneigentümern das Spekulieren mit 
Grundstücken erschwert wird. Die Steuer nötigt sie, die Bodennutzungen 
anzubieten; die Steuer bewirkt also einen Käufermarkt für Bodennutzun­
gen und erschwert das Bodenhorten. Sie dämpft dadurch die Entwicklung 
der Bodenpreise und damit die Spekulation. Die »Bodenwertsteuer« ist nur 
solange eine brauchbare Lösung und Bezeichnung, solange ihr Einfluß auf 
die Preise mäßig ist. Eine Steuer, die wirtschaftlichen Einfluß auf die Höhe 
ihrer Bemessungsgrundlage hat, führt in eine Rationalitätenfalle. Zwar ver­
ändert die Steuer nicht den »Bodenwert«, sondern nur den »Bodenpreis«;
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aber die Werte der Grundstücke sind an ihren Marktpreisen nach Einfüh­
rung der Steuer gar nicht mehr ablesbar, bestenfalls durch Zuschlag eines 
Phantoms, nämlich des kapitalisierten Ertragswerts der Steuer ermittelbar. 
Je höher die Steuer, umso geringer die Preise und umso größer der Abstand 
zwischen Preisen und Werten und deshalb umso größer die Irritation über 
die Bemessungsgrundlage.

Eine Steuer im Rechtssinne kann das Ziel der Heimholung der Boden- 
. rente auch in Zukunft nur teilweise erfüllen, weil eine Steuer meines Wis­
sens nicht konfiskatorisch sein darf, das heißt sie darf den Preis des besteuer­
ten Objektes nicht auf Null bringen. Die Bezeichnung »Bodenwertsteuer« 
sollte daher der Teillösung Vorbehalten bleiben, die in der Reform der be­
stehenden Grundsteuer besteht und die Schwelle der Enteignungsentschä­
digung nicht erreicht oder jedenfalls nicht überschreiten soll oder darf.

Die bisherigen Vorschläge zur Bodenreform sind einerseits nicht konse­
quent genug und andererseits nicht pragmatisch genug. Sind sie konsequent 
genug, obwohl sie in der Regel weder auf eine vollständige und weltweite 
Heimholung der Bodenrente noch auf ihre Umverteilung auf die Weltbevöl­
kerung zielen? Sind sie pragmatisch genug, obwohl sie das Entschädigungs­
problem leugnen und deshalb daran scheitern werden oder für dessen Lö­
sung keinen politisch gangbaren Weg aufzeigen können?

Mit diesen Bemerkungen sollen die bisherigen Bodenreformvorschläge 
und vor allem die vielen praktischen Schritte, die im Sinne der Bodenre­
formbestrebungen schon unternommen worden sind, nicht verworfen wer­
den. Aber es soll auf Schwächen aufmerksam gemacht werden, die einer­
seits die enttäuschende Erfolglosigkeit vieler Anstrengungen und anderer­
seits ihren doch nur begrenzten Wert erklären. Sie führen zwar selten in 
Sackgassen, weil sie in aller Regel die weitergehende Reform doch eher er­
leichtern, insbesondere weil sie ein Bewußtsein von der Reformbedürftig­
keit geschaffen haben. Aber zum Teil fehlt ihnen die ideelle Durchschlags­
kraft einer umfassenden Lösung oder die Möglichkeit gleitender Reform­
übergänge.

Ein neuer Lösungsansatz: Zwei Arten von Bodeneigentum
Pragmatisch gut ist an der Erbbaurechtslösung, daß schrittweise ein Grund­
stück nach dem anderen aus der alten in die neue Bodenordnung vollständig 
überführt werden kann. Pragmatisch gut ist an der Bodenwertsteuer, daß 
das Eigentum am Boden einerseits und am Haus oder Aufwuchs anderer­
seits nicht getrennt werden muß mit einer schwierigen Rechtskonstruktion. 
Lassen sich die pragmatischen Vorteile beider Lösungswege, die ja bisher 
schon gleichzeitig gegangen werden können, verbinden?
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Damit die Bodenreform nicht schlagartig für alle Grundstücke gleichzei­
tig eingeführt werden muß, müßte eine neue Art Bodeneigentum geschaf­
fen werden, das nicht mehr spekulationsgeeignet ist, weil es voll abgabe­
pflichtig ist. Man könnte dies Sozialpflichtiges Bodeneigentum nennen oder 
/Ibgabepflichtiges Bodeneigentum im Gegensatz zum Bisherigen Boden­
eigentum, also kurz Bodeneigentum A und B. Mir scheint es besser, von 
Bodeneigentum mit oder ohne Abgabepflicht (»mA« oder »oA«) zu spre­
chen und zu schreiben. Die beiden Arten von Bodeneigentum sollen sich 
nur in dem einzigen Punkt der Abgabepflicht unterscheiden. Ökonomisch 
bewirkt, die .Abgabepflicht dasselbe wie ein knappheitsgerechter Erbbau­
zins, ohne daß es der Übertragung des Bodeneigentums auf die öffentliche 
Hand bedarf.

Die Reform kann dann schrittweise, nämlich Grundstück für Grundstück 
wirksam werden. Es gibt also Grundstücke alten und reformierten Rechts; 
aber alle Grundstücke befinden sich in Privateigentum, auch wenn sie der 
öffentlichen Hand gehören, weil sie beispielsweise für Verwaltungsgebäude • 
oder Straßen genutzt werden. Der Status »mA« müßte im Grundbuch erfaßt 
werden; jedes Grundstück ohne diesen Eintrag hätte wie bisher den Status 
»oA«.

Die Grundstücke im reformierten Eigentum (»mA«) würden - eine rich­
tige Handhabung der Abgaben vorausgesetzt - für alle Zukunft zu Nullprei­
sen »gehandelt«, das heißt von privater Hand an private Hand »verkauft« 
werden. Die rechtliche Einheit von Bodeneigentum und wesentlichen Be­
standteilen - wie Gebäuden und Aufwuchs - bleibt bestehen. Preisbildend 
sind nur die wesentlichen Bestandteile des Grundstücks. Die Grundstücke 
»mA« werden in der Regel aus eigener Initiative weitergegeben, wenn der 
Eigentümer nicht mehr in der Lage ist, die Abgabe zu erwirtschaften. Eine 
Herabsetzung kann er nur durchsetzen, indem er nachweist, daß niemand 
die festgesetzte Abgabe erwirtschaften kann.

Benennung und rechtlicher Charakter der Abgabe

Bei unserer langfristigen Zielsetzung der vollständigen Abschöpfung der 
Bodenrente muß richtigerweise von »Bodenrentenabgabe« gesprochen 
werden. Es fragt sich noch, ob es sich im Rechtssinne um eine Abgabe han­
delt, weil diese eine zweckgebundene Einnahmenverwendung voraussetzt. 
Es wird zu prüfen sein, ob als rechtlich zulässiger Abgabezweck die Umver­
teilung auf den Kopf der Wohnbevölkerung in Betracht kommt.

Der Bodenwert oder Bodenpreis ist nur insoweit eine sinnvolle Bemes­
sungsgrundlage für die Bodenrentenabgabe, als sie den Preis auf Null 
bringt. Sie soll ihn durch die Art ihrer Handhabung dort auch auf Dauer hal-
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ten. Wenn der Boden nicht mehr gegen Entgelt handelbar ist, hat er seinen 
Warencharakter verloren. Die Bodenrente muß im Interesse dieser Zielset­
zung zu hundert Prozent abgeschöpft werden. Bemessungsgrundlage ist also 
die Bodenrente selbst, nicht ihr kapitalisierter Wert oder Preis.

Praktisch dürfte dies zu keinen besonderen Schwierigkeiten führen, weil 
die bekannte Ertragswertermittlung der Bodenpreise zunächst den Ertrag, 
also die Bodenrente ermitteln muß, um anschließend die Kapitalisierungs­
formel anzuwenden. Die Bodenwertsteuer ist ein Prozentsatz und wirkt wie 
ein Zinssatz auf den so ermittelten Bodenwert, das heißt sie wendet die 
Kapitalisierungsformel gewissermaßen rückwärts an. Dabei kann es leicht 
passieren, daß bei der Ertragswertermittlung einerseits und der Steuerfest­
setzung andererseits mit verschiedenen Zinssätzen gearbeitet wird. Es ist 
zweifellos durchschaubarer, den Ertrag selbst zur Bemessungsgrundlage 
der Abgabe zu machen und sie dementsprechend auch Bodenrentenabgabe 
zu nennen.

Bodengenossenschaft

Es müßte natürlich gesetzlich geregelt werden, an welche Steile die Abgabe 
zu zahlen ist. Es müßte sich um eine durch das Gesetz geschaffene Einrich­
tung des Wirtschaftslebens handeln mit ähnlicher Unabhängigkeit, wie sie 
die Notenbank genießt. Sie hat nur eine wirtschaftliche-auf Brüderlichkeit 
gerichtete - Aufgabe, nämlich die Heimholung der Bodenrente eines be­
stimmten Gebietes und deren spätere Verteilung an die Wohnbevölkerung 
dieses Gebietes, das irgendwann einmal die ganze Erde und die ganze 
Menschheit umfassen soll. Man könnte sie »Bundesanstalt für Boden« nen­
nen. Planungsaufgaben sollten ihr nicht zustehen. Diese müssen bei den 
demokratisch legitimierten Instanzen bleiben, die sie bisher ausüben.

Es wird darüber nachzudenken sein, ob es richtig ist, der »Bundesanstalt 
für Boden« - als rechtliche Basis ihrer wirtschaftlichen Selbstverwaltung - 
eine genossenschaftliche Verfassung zu geben. Alle Nutznießer, also alle 
späteren Empfänger der Bodenrentenanteile könnten im Rechtssinne Mit­
glied der »Bundesanstalt für Boden« sein. Auch in der Selbstverwaltung der 
gesetzlichen Sozialversicherung kennen wir solche Massenorganisationen 
mit demokratisch legitimierter repräsentativer innerer Willensbildung. Als 
Geldempfänger müssen die Nutznießer der Umverteilung ohnehin alle bei 
der »Bundesanstalt« registriert werden.

Wahrscheinlich sollte man im Hinblick auf die mitgliedschaftliche Selbst­
verwaltung auch von »Bodengenossenschaft« sprechen. Der Genossen­
schaftsbegriff erinnert zugleich an den wirtschaftlichen Charakter der Auf­
gabenstellung und die Betonung der rechtlichen Gleichheit aller Genossen.
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Die Rechtsform der Genossenschaft könnte auch für eine privatrechtliche 
Modellphase in Betracht kommen und leicht in die endgültige öffentlich- 
rechtliche Form überzuleiten sein.

Ein assoziatives Organ des Wirtschaftslebens
Die Zusammensetzung der Mitgliedschaft bekäme assoziativen Charakter 
durch den Umstand, daß die Bodeneigentümer »mA« früher oder später 
auch Mitglied würden - entweder als gesetzliche Nutznießer der umverteil­
ten Bodenrenten oder durch freiwilligen Beitritt oder durch Pflichtmitgliedr 
schaft als Bodeneigentümer »mA«. Natürlich wird es ein Problem sein, daß 
die Interessen als Bodeneigentümer »mA« eher die Bereitschaft zum inner­
organisatorischen Engagement begründen als die Interessen als Nutznießer 
der Bodenrenten-Umverteilung. Aber wie anders soll es zu einer sachkundi­
gen wirtschaftlichen Selbstverwaltung kommen, als durch die brüderliche 
Auseinandersetzung um den Ausgleich dieser gegensätzlichen Interessen.

Wir hätten dann unabhängige Selbstverwaltungsorgane für jeden der drei 
Produktionsfaktoren: 

für die Arbeit 
für Geld und Kapital 
für den Boden

die Bundesanstalt für Arbeit; 
die Bundesbank; 
die Bodengenossenschaft.

Daneben gibt es die mitgliedschaftliche Selbstverwaltung der Sozialversi­
cherungsträger der Renten- und Krankenversicherung, die in vieler Bezie­
hung noch zu einseitig an das Arbeitsverhältnis als Entstehungsgrund und 
Pflichtenmaßstab der Mitgliedschaft anknüpfen.

Eine Zukunft für die Treuhandstelle?

Die von der DDR geschaffene und jetzt der Bundesregierung zugeordnete 
' »Treuhandanstalt« zur Privatisierung des Volksvermögens könnte die 
Rechtsträgerschaft einer pragmatischen Bodenreform als Daueraufgabe 
übernehmen. Spekulationsfreies Eigentum zu vergeben, ist in der Aufbausi­
tuation der ehemaligen DDR sicher ein besonders aktuelles Bedürfnis. Der 
»Treuhandanstalt« eine Daueraufgabe zu geben, würde eine Gesetzesände­
rung durch den Bundesgesetzgeber erfordern. Bei dieser Gelegenheit 
könnte ein vernünftiges »Ewiges Erbbaurecht« oder ein »Bodeneigentum 
mA« geschaffen werden.

Die Umwandlung von Bodeneigentum oA in Bodeneigentum mA
Die Bodengenossenschaft müßte das Recht des freihändigen Erwerbs von 
Bodeneigentum haben und nach Möglichkeit auch weitgehende Vorkaufs-
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rechte und in gewissen Fällen Ankaufsrechte haben. Inwieweit sie von die­
sen Rechten Gebrauch macht, kann von den verfügbaren Mitteln abhängen. 
Solange sie keine Bodenrenten-Ausschüttung an die Bevölkerung vor­
nimmt, kann sie die Einnahmen aus der Bodenrenten-Abgabe nach Abzug 
ihrer Verwaltungskosten für den Grundstückserwerb einsetzen. Ihr kann in 
gewissem Rahmen auch das Recht eingeräumt werden, sich bei günstigen 
Zinsen am Kapitalmarkt zu verschulden.

Die Bodengenossenschaft muß verpflichtet sein, die Grundstücke unver­
züglich an Nutzungswillige zu vergeben, die bereit sind, die festgesetzte Ab­
gabe zu entrichten. In der Regel wird sie bei dieser Gelegenheit die auf den 
Grundstücken befindlichen Häuser und den Aufwuchs schätzen müssen. Es 
wird zu prüfen sein, ob sich trotz der Verbindung von Grundstück und Haus 
etc. Ausschreibungs- oder Versteigerungsverfahren eignen, bei denen die 
höchste gebotene Abgabe letztlich ausschlaggebend für den Zuschlag ist - 
jedenfalls bei gleichem Preisgebot für das Haus etc. Es darf nicht passieren, 
daß durch einen hohen Preis, der angeblich für das Haus, in Wahrheit aber 
doch für die Ermäßigung der Abgabe gezahlt wird, ein neuer Spielraum für 
Bodenspekulationen eröffnet wird.

Selbstverständlich wird die Bodengenossenschaft verpflichtet sein müssen, 
in regelmäßigen Abständen und bei bestimmten Anlässen- wiez.B. Änderun­
gen von Bebauungsplänen - die Höhe der Abgaben zu überprüfen. Die Of­
fenlegung der Abgabenhöhe für jedes Grundstück sollte selbstverständlich 
werden und nicht etwa aus Gründen des steuerrechtlichen Datenschutzes 
verboten bleiben. Die Notare müßten ihr-wie heute den Finanzämtern und 
den Gutachterausschüssen - alle Grundstücksverträge übersenden.

Öffentliches Eigentum rascher in neues Bodeneigentum überführen

Um Privateigentum mit voller Abgabepflicht rasch zu schaffen, müßte es 
der öffentlichen Hand untersagt werden, Boden im bisherigen Sinne zu ver­
kaufen. Die Privatisierung müßte stets über die Bodengenossenschaft lau: 
fen, die die Gebietskörperschaft angemessen entschädigt. Damit käme die 
in bodenordnender, wenn nicht gar bodenreformerischer Absicht betrie­
bene Bodenvorratspolitik der öffentlichen Hand dem künftigen Gesamt- 
konzept zugute. Außerdem wäre gewährleistet, daß die Gebietskörper­
schaften nicht weiterhin Industrieansiedlung mit dem Angebot verbilligter 
Grundstücke betreiben. Schon ein Vorkaufsrecht der Bodengenossenschaft 
würde genügen, um die Verschleuderung von Bodeneigentum im Ansied­
lungswettbewerb der Kommunen zu verhindern.

Den Gebietskörperschaften wäre es auch zumutbar, ihr gesamtes Boden­
eigentum auf die Bodengenossenschaft zu übertragen. Ähnliche Ankaufs-
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rechte der Bodengenossenschaft müßten den gemeinnützigen Wohnungs­
baugesellschaften als Ausgleich für ihre früheren Steuervorteile zumutbar 
sein. •• •

Bei allen Enteignungen wird die Bodengenossenschaft eingeschaltet als 
Enteignungsbehörde. Hier wird man allerdings nochmals nachdenken müs­
sen, ob es sinnvoll ist, das Verwaltungseigentum von öffentlichen Straßen 
etc. ebenfalls der Bodengenossenschaft zu übertragen. Im Sinne der Wege­
kosten-Gerechtigkeit und der Umwelt-Abgaben kann dies aber gerade sehr 
sinnvoll sein. Die Bodenknappheit soll ihren Ausdruck in hohen Abgaben 
finden - ohne Rücksicht auf den »guten Zweck« von Straßen im Gemein­
gebrauch, Verwaltungs-, Schul-, Parkanlagen- oder Naturschutzgrundstük- 
ken. Auch die Träger gemeinnütziger Zwecke sollen mit dem Grund spar­
sam umgehen. Sie werden durch die Widmungen des Planungsrechts hin­
sichtlich konkurrierender Nutzer allerdings stark entlastet. Man kann in die­
sen Fällen die bisherige Abgabe mit einem Geldwert-Index fortschreiben, 
solange die gemeinnützige Nutzung bestehenbleibt. Dies bedeutet, daß die 
Bodengenossenschaft eine Einnahme erhält, aus der sie die Enteignungs­
entschädigung bezahlen kann.

Ein Abschlußgesetz beendet die Übergangszeit

Es wird wohl irgendeines fernen Tages eine demokratische Selbstverständ­
lichkeit werden, unter Nutzung des Art. 15 GG die verbliebenen Grund­
stücke »oA« zwangsweise in Grundstücke »mA« zu überführen. Denn die 
Kirchen und Aktiengesellschaften werden niemals daran denken, ihre 
Grundstücke »oA« freiwillig aufzugeben. Die Bevölkerungsmehrheit wird 
ihnen aber die Bodenrente von dem Zeitpunkt an nicht mehr gönnen, von 
dem an die Ausschüttung an die Bevölkerung beginnen kann, weil die Bo- 
denrenten-Einnahmen für die Verwaltungs- und Grundstückserwerbs­
kosten nicht mehr voll gebraucht werden, weil immer weniger Grundstücke 
angeboten werden. Erfolge in der Konjunktursteuerung können zu sinken­
den Zinsen und damit zu einer zunehmenden Unverkäuflichkeit des Bodens 
führen, zumal es für Private immer schwieriger wird, Grundstücke »oA« für 
Zwecke der Kapitalanlage zu finden.

Entschädigungs- Wertpapier

Die Enteignungsentschädigung ist politisch ein schwerer Hemmschuh für 
alle raschen Reformen. Zwar könnte eine Abfindung in verzinslichen Wert­
papieren erfolgen, die einen floatierenden Zins haben, also einen Kurswert 
von grundsätzlich 100 %. Aber es dürfte schwer fallen, diese Papiere in ab-
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sehbarer Zeit zurückzuzahlen. Es ist auch fraglich, ob sich politisch dex Er­
satz eines Sachwertes durch inflationsgefährdete Geldwertpapiere durch­
setzen läßt. Dem kann mit einer Indexsicherung begegnet werden, was den 
zusätzlichen Vorteil hätte, daß die Verzinsung nur den Realzins umfassen 
müßte, der näher an den Einnahmen aus den Bodenrenten läge. Es kann 
sich aber nicht um den Index der Bodenpreise handeln, sondern nur um 
einen Warenpreis-Index, den des BSP oder den der Großhandelspreise oder 
einen Lebenshaltungskosten-Index. Jedenfalls lohnt es sich, über die kapi­
talmarktgängige Ausstattung der Entschädigungspapiere nachzudenken.

Abschöpfung der Planungswertgewinne
Die Entschädigung könnte erleichtert werden, wenn die Umwidmung in 
Bauland oder andere Nutzungen jeweils vom vorherigen Übergang der be­
troffenen Grundstücke in abgabepflichtiges Eigentum abhängig gemacht 
werden könnte. Dann käme die Wertsteigerung dem Bodenfonds zugute. 
Die Entschädigung könnte jeweils auf die frühere Nutzungsart bezogen 
sein.

Leichter wird es vielleicht sein, das Baulandumlegungs- und das Flurbe­
reinigungsverfahren so umzugestalten, daß bei diesen Gelegenheiten eine 
vollständige oder möglichst weitgehende Umwandlung in Boden »mA« er­
folgen muß oder wenigstens kann. Ansatzpunkte könnten auch die vielen 
neuen Programme zur Extensivierung der Landwirtschaft durch Flächen­
stillegungen oder Anbaubeschränkungen im Interesse des Grundwasser­
schutzes oder anderer ökologischer Ziele sein. Öffentlichrechtliche Nut­
zungsbeschränkungen hätten die Folge von Abgabe-Senkungen und wür­
den schon deswegen geringeren Widerständen der Bodeneigentümer be­
gegnen als heute.

Die Leibrente für Jedermann
Die Bodengenossenschaft soll mit der Ausschüttung der abgeschöpften Bo­
denrenten an die Bevölkerung möglichst bald beginnen. Aus heutiger Sicht 
ist nicht abschätzbar, wie rasch die Umwandlung von Grundstücken »oA« in 
solche »mA« verlaufen wird. Nach einer längerfristigen Arlaufphase, in der 
für den freihändigen Ankauf beliebig viel Geld ausgegeben werden kann, 
weil genügend Grundstücke »oA« angeboren werden, kann der Grund­
stücksmarkt sehr eng werden, weil die institutionellen Anleger (Unterneh- 

. men, Banken, Versicherungen, Kirchen, Stiftungen) kaum verkaufsbereit 
sein werden. Nach dieser Anlaufphase, in der zur Beschleunigung der Um­
wandlung in abgabepflichtige Grundstücke auch Schulden gemacht werden 
können, werden die Bodenrenten-Abgaben schon erhebliche Einnahmen
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und möglicherweise Liquiditätsüberschüsse erbringen. Nach Tilgung aller 
Schulden aus der Anlaufphase und nach Bildung einer angemessenen Re­
serve für weitere Ankäufe und Entschädigungen ist mit der Ausschüttung an 
die Bevölkerung spätestens zu beginnen.

Es kann durchaus vertretbar erscheinen, mit der Ausschüttung der Bo­
denrente an die Bevölkerung früher zu beginnen und die Tilgung der Schul­
den aus Ankäufen und Entschädigungen zeitlich hinauszuschieben, um 
sichtbar zu machen, daß die Umverteilung ernstlich angestrebt wird. Das 
wird die demokratischen Mehrheiten, die für Zwangsumwandlungen von 
Grundstücken »oA« zu »mA« erforderlich sein werden, sichern helfen.

Die Ausschüttung an den Einzelnen sollte jeweils an seinem Gebürtstag 
im voraus für das bevorstehende Lebensjahr erfolgen, also erstmals so 
rasch wie möglich nach der Geburt. Dieser Zahltag sichert einen konti­
nuierlichen Mittelabfluß bei der Bodengenossenschaft, die mit den Boden­
eigentümern eine Verteilung der Fälligkeitstermine für die Abgabezahlun­
gen über das ganze Kalenderjahr nach Bedarf vereinbaren kann. Für den 
einzelnen Empfänger der Ausschüttung bleibt die Filiale der Bodengenos­
senschaft, die für seinen Geburtsort zuständig ist, grundsätzlich lebenslang 
zuständig. Das ist die sicherste Methode, um Doppelzahlungen an ein und 
dieselbe Person vorzubeugen.

Solange für die Ausschüttung nur geringe Mittel zur Verfügung stehen, 
kann sie auf die Neugeborenen beschränkt werden. Die neuen Erdenbürger 
sind am dringendsten darauf angewiesen, auf dem Markt für Bodennutzun­
gen wettbewerbsfähig zu sein. Die Ausschüttung wird so am deutlichsten 
der unerläßlichen Finanzierung der zusätzlichen Nachfrage nach Bodennut­
zungen gewidmet. Mit dem Argument, dies sei eine Subventionierung der 
Übervölkerung der Welt, gedenke ich mich nicht auseinanderzusetzen. Was 
kann das Kind dafür, auf dieser Erde geboren worden zu sein? Es geht 
darum, ihm die Mitbenutzung der Erde finanziell zu ermöglichen!

Privates Modell der Brüderlichkeit 
Es müßte eigentlich möglich sein, mit privatrechtlichen Mitteln ein Modell 
eines brüderlichen Bodenfonds zu schaffen. An die Stelle des Bodeneigen­
tums »mA« würde ein »Ewiges Erbbaurecht« treten, das sich aus dem gel­
tenden Recht mit wirksamen Gleitklauseln für den Erbbauzins und einer 
Vertragsverlängerungsklausel wohl bilden ließe. Der Kapitalgrundstock 
müßte durch Genossenschaftsanteile und/oder Spenden aufgebracht wer­
den; alle weiteren Mittel müßten durch sinnvolle Verwaltung Zustandekom­
men - eventuell durch Verkäufe der öffentlichen Hand an diese »Sozial­
pflichtige Privatisierungsstelle«. Man hätte sicher das Problem, daß eine sol­
che Stelle zunächst nicht als steuerlich gemeinnützig anerkannt wäre.
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Das Angebot an Bodeneigentümer, gegen lebenslange, geldwertgesi­
cherte Leibrenten für sich und alle zur Zeit der Übertragung lebenden Ab­
kömmlinge Boden einzubringen, könnte attraktiv sein, auch wenn diese 
Leibrenten auf die später einmal'zu erwartenden Ausschüttungen angerech­
net werden.

Mit der Mitgliedschaft in der Bodengenossenschaft müßte die Verpflich­
tung verbunden sein, alles Bodeneigentum unverzüglich anzubieten. Be­
zugsberechtigtes Mitglied werden kann jedermann; niemand, der die Bo­
denanbietungspflicht übernimmt, darf zurückgewiesen werden. Die Aus­
sicht auf gleichberechtigte Anteile an den Ausschüttungen dürfte für viele 
Menschen attraktiv sein und einen kräftigen Anstoß für öffentliche Boden­
reformdiskussionen geben.

Die Söhne Haruns
Harun sprach zu seinen Kindern Assur, Assad, Scheherban:
»Söhne, werdet ihr vollenden, was ich kühnen Muts begann?
Seit ich Bagdads Thron bestiegen, bin von Feinden ich umgeben!
Wie befestigt ihr die Herrschaft? Wie verteidigt ihr mein Leben?« 
Assur ruft, der feurig schlanke: »Schleunig werb ich dir ein Heer, 
Zimmre Masten, webe Segel! Ich bevölkre dir das Meer!
Rosse schul ich. Säbel schmied ich. Ich erbaue dir Kastelle.
Dir gehören Stadt und Wüste! Dir gehorchen Strand und Welle!« 
Assad mit der schlauen Miene sinnt und äußert sich bedächtig:
»Sicher schaff ich deinen Schlummer, Sorgen machen übernächtig: 
Daß du dich des Lebens freuest, bleibe Vater, meine Sache!
Über jedem deiner Schritte halten hundert A ugen Wache!
Wirte, Kuppler und Barbiere, jedem setz ich einen Sold,
Daß sie alle mir berichten, wer dich liebt und wer dir grollt.«
Harun lächelt. Zu dem Jüngsten, seinem Liebling, sagt er: »Ruhst du? 
Wie beschämst du deine Brüder? Zarter Scheherban, was tust du?« 
»Vater«, redet jetzt der Jüngste, keusch errötend, »es ist gut,
Daß ein Tropfen rinne nieder warm ins Volk aus deinem Blut!
Über ungezählte Lose* bist allmächtig du auf Erden,
Das ist Raub an deinen Brüdern - und du wirst gerichtet werden! 
Dein erhaben Los zu sühnen, das sich türmt den Blitzen zu,
Laß mich in des Lebens dunkle Tiefe niedertauchen du!
Such mich nicht! Ich ging verloren! Sende weder Kleid noch Spende! 
Wie der Ärmste will ich leben von der Arbeit meiner Hände!
Mit dem Hammer, mit der Kelle laß mich, Herr, ein Maurer sein! 
Selber maur ich mich in deines Glückes Grund und Boden ein! 
Jedem Hause wird ein Zauber, daß es unzerstörlich dauert,
Etwas Liebes und Lebendges in den Grundstein eingemauert!
Hörest du die Straße rauschen unter deinem Marmorschloß? 
Morgen bin ich dieser Menge namenloser Tischgenoß - 
Blickst du nieder auf die vielen Unbekannten, die dir dienen, 
Einer segnet dich vom Morgen bis zum Abend unter ihnen!«

Conrad Ferdinand Meyer* Ländereien
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Berichte
Neugestaltung der Krankenversicherung 

ökonomischer durch Wettbewerb?*

Die Tagung fand in angenehmer Atmo- zepte zu erarbeiten. Zwei Konzepte wur- 
spbäre in einem kleineren Kreis von etwa den am ersten Tag vorgestelll und be-
15 Personen in den Räumen des Seminars sprechen. Im ersten Referat stellte Herr
für freiheitliche Ordnung in Bad Boll statt. Daumann die »Reformperspektive 2000«
Begünstigt durch die Teilnehmerzahl vor11*. Dieser Reformvorschlag, an dem
konnte sehr konzentriert gearbeitet wer- Herr Daumann mitarbcitetc. ist aus einer
den, und es blieb genügend Freiraum für von der Bosch-Stiftung unterstützten For-
persönliche Gespräche. schung hervorgegangen. Das zweite Kon-

Naehdem das Seminar kurz vrirgestellt zept wurde vom »Kronberger Kreis« erar-
war, bot Herr Jobst von Heynitz den Ein- beitet und von Herrn Jobs! von Heynitz
stieg in das Tagungsthema. Der kurze zah- vorgestellt.
lenmäßige Überblick Uber die Steigerungs- Der »Kronberger Kreis« besteht, aus 
rate der Kosten im Gesundheitswesen zwi- Wirtschaftswissenschaftlern, die aus dem 
sehen 1970 und 1986 machte deutlich, daß »Elfenbeinturm der Wissenschaft« ausge- 
diese weil über der des Bruttosozialpro- stiegen sind und unter anderem »Mehr
dukts liegt. Die reale Einkommenssteige- Markt im Gesundheitswesen« fordern,
rung war nicht ausreichend, die Leistungen Dies ist auch der Titel ihres Beitrages zu ei- 
im Gesundheitswesen tragen zu können, ner Reform der Krankenversicherung, der 
so daß die Beitragssätze in dem genannten innerhalb der Schriftenreihe des »Frank- 
Zeitraum von 8,2% auf 12,2% angehoben fnrter Institut für wirtschaftspolitische For- 
werden mußten. Es wird zwar von den ic/it/ng e. V'.« veröffentlicht wurde**’1'. Die 
für die Gesundheitsreform Verantwortli- Mitglieder des »Kronberger Kreis« verste­
chen immer wieder betont, daß die Kosten hen sich als Vertreter der Sozialen Markt-
durch die Reform eingedämmt wurden. Wirtschaft. Sie und die an der »Äe/br/nper- 
aber dies geschah zu Lasten der Versiehe- spektive 2000« Beteiligten gewährleisten 
rungsnehmer; überdies ist es fraglich, ob durch ihre Vorschläge die Einbettung des 
das Problem überhaupt an seiner Wurzel künftigen Krankenversicherungswesens in 
gepackt wurde. Die Kostenentwicklung ist die Soziale Marktwirtschaft. Beide Vor- 
nicht allein durch eine modernere Medizin schlage berücksichtigen das Tndividual- 
zu erklären. und Sozialprinzip und wollen die Öffnung 

Diese Entwicklung gab verschiedenen des Krankenversicherungswesens für den 
Kreisen Anlaß, über die Neugestaltung der Markt, so daß in diesem Bereich ein Wett- 
Krankenkasse nachzudenken und Kon- bewerb entstehen kann.

* Bericht über die Tagung des »Seminars für freiheitliche Ordnung am 10./I I. November 1 WO in Bad Boll.
4'4‘ Es ist vorgesehen das Referal von Herrn Daumann in einem der nächsten Hefte der FRAGEN DER 

FREIHEIT ab/.udrucken. - Die Redaktion.
Unentgeltlich anzufordern beim Frankfurter Institut, Kaiscr-Fricdrich-Promenadc 157, 63.S0 Bad Hom­
burg v.d.H.
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Es soll ermöglicht werden. Verträge zwi­
schen den Leistungserbringern, den Kran­
kenversicherungen und den Patienten weit­
gehend frei zu gestalten. Die Gebührenre­
gelung für die Ärzte fällt weg.

Der freie Marktzutritt für neue Kranken­
versicherungen (KV), der zur Zeit nicht 
gegeben ist, führt zu einem unterschied­
lichen Leistungsangebot der KV, wobei 
eine Versicherungspflicht für eine Grund­
versicherung nach einem Pflichtleistungs­
katalog, der jedem eine ausreichende me­
dizinische Versorgung garantiert, für alle 
gelten soll. Alle KV sollen diese Grundver­
sicherung verbindlich anbieten und können 
darüber hinaus zusätzliche Leistungen an­
bieten, die sehr unterschiedlich sein kön­
nen. Diese können homöopathisch, an­
throposophisch oder auch rein apparate­
medizinisch orientiert sein. Vieles ist denk­
bar, auch daß eine KV alles anbietet. Der 
Wettbewerb wird sich also nicht nur auf 
den Preis (Beitrag zur KV), sondern auch 
auf das Leistungsangebot erstrecken. Es 
wird anders sein als heute, wo jeder einer­
seits von vornherein alles Mögliche inner­
halb der Schulmedizin in Anspruch neh­
men kann, aber andererseits das, was An­
dersdenkende wollen, durch Reglementie­
rung oft ausgeschlossen ist, wie beispiels­
weise eine homöopathische Behandlung 
oder Eurythmie statt Krankengymnastik. 
Die heutige Wahlfreiheit, die auf be­
stimmte Bereiche begrenzt ist, die aber 
innerhalb dieser Grenze »grenzenlos« ist, 
führte zur Unbezahlbarkeit dieses Systems, 
das noch dazu alternative Therapien aus­
grenzt. Die Dezentralisierung des momen­
tan zentralen Systems wird unter Berück­
sichtigung individueller Wünsche eine 
wirkliche Kostendämpfung bewirken.

Eine neue Variante, die sich aus der Ver­
tragsfreiheit ergibt, kann darin bestehen, 
daß ein Arzt von der Krankenversicherung 
eine Pauschalhonorierung erhält, und so­
mit durch die Verringerung des bürokrati­
schen Aufwands zur Kostendämpfung bei­

getragen wird. Auch können Krankenhäu­
ser und Kureinrichtungen von den KV be­
trieben werden.

Die Ansätze beider Konzepte weisen in 
die gleiche Richtung, es gibt jedoch unter­
schiedliche Auffassungen in bezug auf die 
Pflichtversicherungsgrenze und den damit 
verbundenen Effekt auf den Solidaraus- 
gleich, den beide bei ihren Überlegungen 
berücksichtigen, aber unterschiedlich re­
geln. Der »Reformvorschlag 2000« hält an 
der Pflichtversicherungsgrenze fest, wäh­
rend diese vom »Kronberger Kreis« gestri­
chen wurde, weil nicht eingesehen werden 
kann, warum gerade die höheren Einkom­
mensgruppen nicht zum Solidarausgleich 
beitragen sollen. Der Ausgleich soll aber 
nicht innerhalb der Krankenversicherung 
stattfinden, sondern durch eine direkte 
»Bürgersteuer«, so daß auch Einkommens- 
reichere auf jeden Fall an der Solidarität 
entsprechend teilnehmen. Nach den Ideen 
des »Kronberger Kreis« werden dann also 
auch Einkommen aus Kapitalvermögen, 
die heute von den Krankenkassen wegen 
des zu hohen Aufwands (Prüfung der 
Steuererklärung) nicht herangezogen wer­
den, für den Solidaritätsausgleich berück­
sichtigt. Dieser Effekt tritt in der »Reform­
perspektive 2000« nicht ein. Das Wichtig­
ste beim »Bürgersteuer«-VorschIag des 
»Kronberger Kreis« ist: Bürger, die kein 
oder nur ein geringes zu versteuerndes Ein­
kommen haben, erhalten vom Finanzamt 
anstelle aller bisher üblichen Sozialleistun­
gen, was ihnen zum Lebensunterhalt und 
zur Bezahlung der Krankenpflichtversiche­
rung fehlt. Der Solidarausgleich ist hier auf 
eine elegante und für alle Beteiligten ge­
rechte Art und Weise geregelt. Der Beitrag 
zur Krankenversicherung wird nicht ein- 
kommens- sondern risikobezogen bemes­
sen, wie bei der Privatversicherung üblich.

Mehr Regelungen sind bei der »Reform­
perspektive 2000« notwendig. Der Aus­
gleich soll geregelt werden innerhalb der 
KV durch ein Splitting der Einkommen,
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wobei der Umfang der Familie berücksich- Beitragsbemessungsgrenze und Pflichtvcr- 
tigt wird, sowie durch die Zahlung eines sicherungsgrenze gemacht. Das Prinzip der 
Differenzbetrages im Falle eines Rück- Freiheit sollte dem Geistesleben, zu dem' 
Wechsels in die gesetzliche KV. Der Diffe- auch die menschliche Produktivität gehört, 
renzbetrag richtet sich nach der Dauer der zugeordnet werden. Im Zusammenhang 
Nichtmitgliedschaft in der gesetzlichen mit unserem Thema weist dies auf die 
KV, da der Zurückkehrende sich in dieser' immer noch eingeschränkte Therapiefrei- 
Zeit nicht am Solidarausgleich beteiligt heit hin. Die Brüderlichkeit hat ihren Platz

im Wirtschaftsleben, das so gestaltet wer- 
Eine Selbstbeteiligung, die auch als Bei- den muß, daß in brüderlicher Weise der 

tragsrückzahlung gestaltet werden kann, wirtschaftliche Ertrag und die wirtschaft­
wird von beiden Reforminitiativen vorge- liehen Lasten verteilt werden unter Wah- 
schlagen, denn diese bewirkt eine Senkung rung der anderen beiden Ideale und deren 
der Kosten im Bereich der Bagatellfälle Zuordnungen. Daraus ergeben sich für '
und fördert ein Bewußtsein für die wirkli- die Zukunft viele Aufgaben, die während
eben Kosten durch Medikamente, die sonst der Tagung in bezug auf das Gesundheits- 
vom Versicherten immer nur mit DM 3,— wesen dargestellt und herausgearbeitet 
bewertet werden. Auch Einkommens- wurden.
schwächere werden sich diese Selbstbeteili- . Durch die Gestaltungsmöglichkeit ver- 
gung leisten können, denn die Beiträge, schiedenster Verträge werden naturgemäß 
werden dadurch nach unten gehen. Die neue Interessen und Forderungen zwischen 
»Reformperspektive 2000« schlägt jedoch den verschiedenen Vertragspartnern wach, 
vor, eine Belastungsgrenze bei 10% des Durch ein Planspiel am zweiten Tag, bei 
Jahreseinkommens anzusiedeln. Beim dem Interessen und Positionen der beteilig- 
»Kronberger Kreis« erfolgt eine Über- . ten Vertragspartner von den Tagungsteil­
nahme der Zahlung durch die KV bei nehmern repräsentiert und durchgespielt 
Nichtzahlungsfähigkeit' eines Patienten, wurden, konnte festgestellt werden, daß 
Dieses Risiko tragen heute die Ärzte. Die alle Bemühungen und Vertragsinteressen 
Selbstbeteiligung führt in beiden Fällen sich nie zum Nachteil des Versicherten aus­

wirken, denn die Gesundheit des Versi- 
In einem Referat von Eckhard Behrens cherten drückt sich in niedrigeren Kosten

wurden am Nachmittag des ersten Tages aus, die immer angestrebt werden. Die Ge-
die Ideale der Französischen Revolution, sundheit des Patienten steht mit der Wirt- 
Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit, als schaftlichkeit in Zusammenhang. Die lei- 
Leitideen für ein künftiges Gesundheitswe- dige Auseinandersetzung zwischen Schul- 
sen gekennzeichnet.* Eine Betrachtung medizin und Naturheilkunde, die immer 
der Situation zeigt, daß die Gleichheit, die mehr den Charakter eines Glaubenskriegs 
sich auf das Rechtsleben (Rechte und annimmt, wird so langfristig durch den Er- 
Pflichten) beziehen soll, in der heutigen folgsgradmesserdertherapeutischenEffi- 
KV nicht gegeben ist, denn sie unterschei- zienz beendet werden, 
det zwischen Arbeitern und Angestellten; 
ein weiterer Unterschied wird durch die Thomas Farfsing

hat.

nicht zu einem sozialen Problem.

* Das Referat orientierte sich an seinem Beitrag in FRAGEN DER FREIHEIT-Hefl 190.
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In Memoriam Friedrich Salzmann
geboren am 31. August 1915 - gestorben 29. November 1990

Friedrich Salzmann gehört zu den herausragenden Persönlichkeiten dieses Jahrhun­
derts, die ihr Schicksal schon sehr früh mit der freiheitlich-sozialen Bewegung ver­
bunden haben. Das persönliche Leben Friedrich Salzmanns ist von seinem politisch­
sozialen Einsatz für eine menschenwürdige, freiheitliche und sozial gerechte Zukunft 
nicht zu trennen.

Friedrich Salzmann ist Schweizer und hat auch seine ganze Lebenskraft den öffent­
lichen, gesellschaftlichen Problemen der Schweiz gewidmet. In Persien geboren, in 
Berlin und in der Schweiz aufgewachsen, wandte sich Friedrich Salzmann schon früh 
als 22jähriger dem Journalismus zu. Herausragend war seine jahrelange redaktio­
nelle Leitung (seit 1943) der freiwirtschaftlichen Wochenzeitung »Freies Volk«. Die­
ser Zeitschrift prägte er seinen Stil auf. Viele Jahre betreute Friedrich Salzmann im 
Radio Beromünster das Ressort Innenpolitik und Volkswirtschaft. Durch seine Vor­
träge für den Berner Sender wurde Friedrich Salzmann weit über die Grenzen der 
Schweiz hinaus bekannt.

Schicksalhaft war die Begegnung des 15 Jährigen in Berlin mit Silvio Gesell. Die 
Grundlagen, die Silvio Gesell mit seinem Werk »Die natürliche Wirtschaftsordnung« 
legte, bildeten seitdem das Fundament seines politischen Wirkens. In großer Selb­
ständigkeit und geistiger Unabhängigkeit entwickelte Friedrich Salzmann in zahlrei­
chen Veröffentlichungen das Konzept einer durchgängig freiheitlichen und vor allem 
wirtschaftlich gerechten Staatsverfassung.

Bücher, wie »Mit der Freiheit leben«, »Bürger für die Gesetze«, »Jenseits von An­
gebot und Nachfrage« offenbaren einen luziden Geist, der den freiheitlichen Grund­
gedanken folgerichtig bis in die Staatsverfassung, die Wirtschaftsordnung und vor al­
lem die Kulturverfassung verfolgt. Im Mittelpunkt des Lebenswerkes von Friedrich 
Salzmann steht der zur Selbständigkeit aufgerufene freie Mensch. An ihm orientie­
ren sich sämtliche Einzelfragen.

Folgerichtig kommt dem Bildungswesen im Werk Friedrich Salzmanns eine Priori­
tät zu. Es ist die Voraussetzung für die soziale Entwicklung. Diesem Ziel widmete er 
sein Hauptwerk »Bürger für die Gesetze«. Schon in der Erziehung wird der Grund ge­
legt für einen in Abhängigkeit lebenden oder sich selbst motivierenden Menschen.

Schon früh begegnet Friedrich Salzmann Diether Vogel und dem Seminar für frei­
heitliche Ordnung*. Er wares, der mit dem Buch »Beiträge zur Situation der mensch­
lichen Gesellschaft« schon 1958 die damals bereits vorliegenden wichtigen Aufsätze 
zur sozialen Frage aus dem Umkreis des Seminars für freiheitliche Ordnung veröf­
fentlichte. Seit dieser Zeit war Friedrich Salzmann Mitautor von Fragen der Freiheit.

Neben seinem Freund Werner Schmidt wirkte Friedrich Salzmann als Nationalrat 
, im Schweizer Parlament. Seine klaren, sicher vorgetragenen Voten fanden im 

Schweizer Nationalrat Beachtung.
So blicken wir, seine Freunde, mit Dank und Hochachtung auf dieses tatenreiche 

Leben im Dienste einer menschenwürdigen Gesellschaftsordnung der Zukunft.

(Heinz-Hartmut Vogel)Für das Seminar für freiheitliche Ordnung

* In dem 1990 beim Novalis-Verlag SchafPiausen erschienenen Buch von Diether Vogel: »Selbstbestimmung 
und soziale Gerechtigkeit - Die freiheitliche Ordnung von Kultur-Staat und Wirtschaft« (551 Seiten), wurde 
Friedrich Saizmanns Lebensarbeit mit vielen und ausführlichen Zitaten und Liteniturhinwciscn gewürdigt.
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Friedrich Salzmann
t21. November 1990

Friedrich Salzmann-Grünig, Bürger von Eggiwil BE, wurde am 31. August 1915, als 
Sohn des Schweizer Exportkaufmanns Waller Salzmann, in Hamadan (Persien) ge­
boren.

Seine Begabung zum Journalismus begann er, erst 22jährig, als Korrespondent 
verschiedener Zeitungen in Paris zu entwickeln. Dort wirkte er anläßlich der Welt­
ausstellung 1937 als Vertreter der antifaschistischen Jugendverbände der Schweiz 
mit.

Über den äußeren Lebensweg Friedrich Salzmann wären stichwortartig folgende 
Stationen zu nennen: •

Bei Kriegsausbruch kehrte Salzmann in die Schweiz zurück, wo er zunächst im Eid­
genössischen Volkswirtschaftsdepartement tätig war. - 1943 Redaktion der freiwirt­
schaftlichen Wochenzeitung »Freies Volk« - 1957 vollamtlicher Mitarbeiter beim 
Radio der Deutschen und der Rätoromanischen Schweiz DRS - Leiter der von ihm 
geschaffenen populären, politisch-kritischen Sendereihe »Mit kritischem Griffel« - 
1966 Ressortleiter für Innenpolitik und Volkswirtschaft. Zahlreiche Radiovorträge 
und Hörspiele an in--und ausländischen Radios. (Der frühere Vizedirektor von 
Radio Bern, Karl Rinderknecht, erklärte einst, der Eintritt Salzmanns sei für Radio 
Bern eine Sternstunde gewesen) - 1971 Freiwirtschaftler Friedrich Salzmann wurde 
auf der Landesringliste in den Nationalrat gewählt.

Das geistige und politische Credo dieser Persönlichkeit fand in einer großen Zahl 
von Vorträgen, Zeitungsartikeln, Broschüren und Büchern einen beeindruckenden 
Niederschlag. An Bedeutung in keiner Weise eingebüßt, gilt es Wort für Wort noch 
heute.

In seinem Berliner Elternhaus hatte der 15jährige eine schicksaisträchtige Begeg­
nung. Er wurde tief beeindruckt von der überragenden Persönlichkeit Silvio Gesells, 
dem »genialen Außenseiter der Volkswirtschaftslehre«, wie ihn John Maynard Key­
nes einst würdigte. Dessen kosmopolitisches, liberales und breitschichtig interdepen- 
dentes Denken gab dem jungen Salzmann die Grundlage für die Erkenntnis-Schule 
Gesells, die man später mit dem Kurzwort »Freiwirtschaft« als Boden- und Wäh­
rungsreform zu bezeichnen pflegte.

Salzmann blieb indessen nicht bei dieser vordergründig sozialpolitischen, national­
ökonomischen Schule stehen, sondern verstand es, die Zeichen der Zeit frühzeitig in 
ihrer Unerbittlichkeit zu erkennen. Erst 22jährig gab Salzmann in seiner Monats­
schrift »Jugend am Pflug« 1937 die vorwarnende Broschüre aus seiner Feder heraus:

»S. S:J. . . ?? Schweizer Staatsjugend??
Ein offenes Wort zum Problem der NATIONALEN ERZIEHUNG.«

Dort stand zu lesen:
»In der Schule wachsen die Träger des kommenden Staates heran.
Die Erziehung liefert die Staatsbürger. Welche Sorte Staatsbürger, darüber 
wünscht der Staat zu entscheiden.
Und hier beginnt das Verbrechen.
Ich scheue diesen Ausdruck nicht. Denn nichts hemmt den kulturellen Fort­
schritt mehr als der staatliche Anspruch auf Uniformierung des Denkens.«
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Das Verfolgen und Weiterentwickeln, ja die Forderung nach Freiheit in Erzie­
hung, Kultur, Staat und Wirtschaft zieht sich wie ein Leitfaden durch Salzmanns lite­
rarisches Schaffen: »Gedanken zur bewußten Organisation des Weltfriedens« (1946); 
»Das Programm der Freiheit« (1947); »Bürger für die Gesetze« (1949); »Jenseits der 
Interessenpolitik« (1957); »Das kommunistische Weltbild und die. Verantwortung des 
freien Menschen« (1956); »Unsere Zukunft zwischen Ost und West« (1956); »Für 
einen weniger billigen Antikommunismus« (Radiovortrag 1969); »Kleiner Staat-was 
nun?« (1963); »Mit der Freiheit leben« (1967); »Gedanken für eine lebenswerte Zu­
kunft« (1985).

Die Erziehungsproblematik war ein wesentliches Anliegen schon des 22 Jährigen, 
sie war es auch noch im letzten Werk des 70 Jährigen:

»Die heutige Bildung ist ausgerichtet auf Wissen, Haben und Konkurrenz, statt 
auf Können, Sein und Zusammenarbeit.
In den staatlichen Schulen wird selektioniert und spezialisiert.
Es sind die Probleme jener Schule, die sich so gern als Leistungsschule versteht 
und rechtfertigt, obwohl sie uns letztlich genau jene Lust am Leisten verleidet, 
auf welche die angespannte Wirtschaft so dringend angewiesen wäre.
Die Vielfalt der Menschen bedingt eine Vielfalt der Schulen. Menschengemäße 
Ausbilduhgswege zu entwickeln, ist für die Wirtschaft und die Gesellschaft . 
nicht nur eine Frage der Menschenfreundlichkeit, sondern eine Existenzfrage«. 

Als Journalist ermahnte er unmißverständlich (1967):
»Die Freiheit des Wortes besteht nicht nur darin, daß die Vielfalt der Meinun- ■ 
gen und Ideen, der Kulturkreise und Interessen sich in den Programmen bzw. 
im Inhalt der Presse spiegelt, sondern von der andern Seite her gesehen letztlich 
darin, daß auch der sehende und der hörende Mensch die Pflicht der Auswahl 
ernst nimmt, daß er alle Aussagen, die sich ihm anbieten, kritisch daraufhin 
prüft, ob sie würdig seien, angenommen zu werden.
Leider ist das freie Wort nicht notwendigerweise auch das wahre Wort und nur 
dem wahren Wort wünschen wir Macht.
Aber Freiheit des Wortes heißt Gespräch und im Gespräch wächst die Wahrheit.«

Salzman war ein Verantwortung weit voraustragender, feinempfindender Seher. 
Mögen wir ihn heute ernst nehmen, wenn wir es zu seiner Zeit noch nicht vermocht 
haben. Die Geschichte der Schweiz wie der Welt wäre entscheidend anders verlau­
fen. Seine Botschaft steht nach wie vor im Raum. Wir haben ihm zu danken.

Hans Hoffmann

* *

Weitere Literaturangaben:
»Sozialismus der Zukunft«, »Sozialismus der Freiheit«, Bern 1945; »An die Überle­
benden«, 1945; »Haben die Parteien noch eine Chance«, 1971; »Schule und Staat«, 
(»Fragen der Freiheit« Nr. 2/1957): »Zukunftsglaube«, (»Fragen der Freiheit« Nr. 
50/1966); »Gedanken über Staat, Jugend und Erziehung«, (»Fragen der Freiheit« Nr. 
73r74/1969); »Sieben Thesen«, (»Fragen der Freiheit« 1981) »Umweltschutz und zu­
nehmende Industrialisierung«, (»Fragen der Freiheit« Nr. 90/1971); »Zur Wechsel­
kursproblematik«, (»Fragen der Freiheit« Nr. 54-55/1966); »Zum Bodenrecht«, 
(»Fragen der Freiheit« Nr. 59/1967); (Siehe auch »Freiwirtschaftliche Bibliothek« - 
Wissenschaftliches Archiv in 2930 Varel 1).
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Walter Bucken
Eckhard Behrens

Am 17. Januarl991wärederNationalökonomProfessorDr. Walter Rucken 
100 Jahre alt geworden. Er wurde in Jena als Sohn des Philosophen Rudolf 
Eucken geboren und ist schon am 20. März 1950, also im Alter von 59 Jah­
ren, auf einer Vortragsreise in London gestorben.

Walter Eucken lehrte von 1927 bis zu seinem Tode an der Universität Frei­
burg so erfolgreich, daß man noch heute von der »Freiburger Schule« der 
Nationalökonomie spricht. Er stellte dieses Fach mit seinen Werken 
»Grundlagen der Nationalökonomie« (1940) und »Grundsätze der Wirt­
schaftspolitik« (1952) auf das neue methodische Fundament eines »Denkens 
in Ordnungen«. Wie die Lenkung der modernen arbeitsteiligen Wirtschaft 
erfolgt, war die wissenschaftliche Frage, die ihn zu einer sehr genauen Be­
schreibung der Alternativen »Zentralplanwirtschaft« und »Marktwirt­
schaft« führte. Er erkannte, daß der Staat die Aufgabe hat, die Wirtschafts­
ordnung zu gestalten. In der Marktwirtschaft muß der Staat für einen stabi­
len Geldwert und - gegen die ständige Tendenz zur Vermachtung durch 
Kartelle und Konzerne - für Wettbewerb sorgen. Darüberhinaus wies Euk- 
ken auf die »Interdependenz der Ordnungen« hin, insbesondere auf das Ver­
hältnis zwischen Staatsverfassung und Wirtschaftsordnung: Die Zentral­
planwirtschaft braucht den totalitären Staat; die rechtsstaatliche Demokra­
tie ist nur mit einer marktwirtschaftlichen Ordnung vereinbar.

Demokratische Mehrheiten für die Einführung der Marktwirtschaft wa­
ren zu seinen Lebzeiten noch keine Selbstverständlichkeit. Den dramati­
schen Beginn der Politik der Sozialen Marktwirtschaft konnte er im Wissen­
schaftlichen Beirat des Bundeswirtschaftsministers Ludwig Erhard noch be­
gleiten. Der historische Beweis der Überlegenheit der Marktwirtschaft ist in 
den Augen der Bevölkerung erst jetzt erbracht. Wer die Werke von Eucken 
in die Hand nimmt, wird verstehen, daß sich die Planwirtschaft politisch 
vielfach durchsetzen konnte, weil die früheren Vorstellungen über die 
Marktwirtschaft unzureichend waren. Marktwirtschaftliche Politik ist heute 
etwas.wesentlich anderes als zu Beginn dieses Jahrhunderts, weil wir heute 
anders über sie denken; und dies beruht stärker, als uns im allgemeinen be­
wußt ist, auf der gedanklichen Leistung von Walter Eucken, zu der ihn die in 
all seinen Werken spürbare wache Moralität antrieb. Seine Ideen sind noch 
heute geschichtsmächtig und nicht voll ausgeschöpft, wie die »Grundsätze 
der Wirtschaftspolitik« zeigen, die endlich wieder lieferbar sind, und zwar 
ungekürzt als UTB-Taschenbuch Nr. 1572 für DM 24,80.
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Seminar für freiheitliche Ordnung e. V.

Badstraße 35,7325 Bad Boll, Telefon (0 7164) 35 73
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j

Tagungen des 1. Halbjahres 1991
i

20. und 21. 
April .

Der Boden
Heimat oder Spekulationsobjekt?
Erkundungen auf dem Eigentums- und Mietwohnungsmarkt 
über den Zusammenhang von Mieten, Pachten und Haus­
und Bodenpreisen;

8. und 9. 
.Juni

Trennung von Arbeit und Einkommen
Die Lebensarbeitszeit, der Familienlastenausgleich und die 
Altersversorgung

6. und 7. Aufgaben und Instrumente der Bundesbank 
Welche Aufgaben hat die Bundesbank? 
Sind ihre Instrumente aufgabengerecht? 
Was fehlt im Bundesbankgesetz?

Juli

Änderungen Vorbehalten

63

l



;

©

©assuMsmfa wmm m w aSßoaafl
Band 2 1897-19CO
299 Seilen. DM 38.00 - ISBN 3-87998-412-3 

Die Anpassung des Geldes und seiner Verwal­
tung an die Bedürfnisse des modernen Ver­
kehrs / La cuestion monetaria argentina (in 
deutscher Übersetzung) / Die argentinische 
Geldwirtschafr und ihre Lehren / Aufsätze in 
..Argentinisches Tageblatt“

Band 3-1901-1904
381 Seiten, DM 48,00 - ISBN 3-87998-413-1 

Das Monopol der Schweizerischen National­
bank / Aufsätze in der Zeitschrift ..Die Geldre­
form“ bzw. „Die Geld- und Bodenreform"

Band 4 1906
300 Seiten, DM 38,00 - ISBN 3-87998-414-X 

Die Verwirklichung des Rechtes auf den vol­
len Arbeitsertrag durch die Geld- und Boden­
reform

Band 5 1906-1909
2G3 Seiten. DM 38,00 - ISBN 3-87998-415-8 

Kannte Moses das Pulver9 / Aufsätze in „Ar­
gentinisches Tageblatt“ / Aktive Währungspo­
litik / La pletora monetaria de 1909 y la anemia 
monetaria de 1898 (in deutscher Übersetzung)

„Was Silvio Gesell zu sagen' hatte, war 
durchaus gut und enthält viel Wahres", 
schrieb der amerikanische Nationalöko­
nom Laurence Klein in seinem Hauptwerk 
über die keynesianische Revolution, „aber 
akademische Ökonomen neigen dazu, die 
Geldreformer zu ignorieren. Gesell und 
andere haben brilliante, heute durchführ­
bare Vorschläge gemacht, doch stießen sie 
auf taube Ohren."

Mit vielen anderen ihrer Zeit vorausden­
kenden Pionieren teilte Silvio Gesell das 
Schicksal, daß seine Zeitgenossen ihm die 
Anerkennung für seine großen Leistun­
gen versagten. Gleichwohl ist er t/cr Klas­
siker einer „Natürlichen Wirtschaftsord­
nung“, in der soziale Gegensätze zwischen 
Arm und Reich überwunden und Bürger­
und Völkerfrieden verwirklicht werden 
können. Seine zahlreichen Werke sind seit 
langem zum größten Teil vergriffen. Ihre 
Neuherausgabe in gesammelter Form soll 
den Grundstein zur wissenschaftlichen 
Forschung über Silvio Gesells Lehren le­
gen. Die editorische Verantwortung für 
diese Ausgabe liegt bei Diplom-Ökonom 
Werner Onken, Redakteur der „Zeit­
schrift für Sozialökonomie" und Verwal­
ter der „Freiwirtschaftlichen Bibliothek" 
in Varel/Oldenburg.

:

Band6 1911-1912
288 Seiten. DM 38.00 - ISBN 3-87998-416-6

Die neue Lehre vom Geld und Zins

fm Herbst 1990 erscheinen:

Band 7-1912-1913
336 Seiten, DM 44,00 - ISBN 3-87998-417-4 

Aufsätze in der Zeitschrift „Der Phystokrat“

Band 8-1913-1916
336 Seiten, DM 44.00 - ISBN 3-87998-418-2 

Aufsätze in der Zeitschrift „Der Physiokrat"

Silvio Gesell
Gesammelte Werke in 17 Bänden •i

Inzwischen erschienen und lieferbar:

Band 1 1891-1894
381 Seiten. DM 48,00 - ISBN 3-87998-411-5 

Die Reformation im Münzwesen als Brücke 
zum sozialen Staat / Nervus rerum / Die Ver­
staatlichung des Geldes / El sistema monetario 
argentino (in deutscher Übersetzung) / Aufsät­
ze in „Argentinisches Tageblatt“

0 FACHVERLAG FÜR
Sozialökonomie
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